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Vorwort

Dieses Programm ist das Ergebnis ciner griindlichen und ausfiihrli-
chen Diskussion in allen Gliederungen der DAG, die auf der
Grundlage des Programms der DAG zur Gesellschaftspolitik von
1971 und eines Entwurfes gefithrt wurde, det vom Bundesvorstand
dazu vorgelegt worden ist. Beschlossen wurde es vom 13. Bundes-
kongre am 27. September 1983 in Hamburg.

Dem neuen Programin ist eine Priambel vorangestellt, in der das
Selbstverstindnis der DAG und ihre Position in Staat und Gesell-
schaft festgeschrieben worden ist. Wir bejahen die verfassungsmafi-
ge Ordnung in der Bundesrepublik Deurschland, wir bejahen das
Prinzip der reprisentativen Demokratie im Sinne des Grundgesetzes
und daraus folgt. daf wir uns nicht in die Position eincr Gegen-
macht zu unserer Grundordnung und zum Staas deingen lassen.
Wir eckennen den Primat der politischen Parteien an und dic ihnen
nach dem Grundgesetz obliegenden Aufgaben. Wir wollen kein
Parteienersacz sein und auch keine auflerparlamentarische Opposi-
tion. Unsere Aufgabe schen wir vielmehr darin, an der Festigung
und dem Ausbau des freiheitlich-demokratischen und sozialen
Rechrsstaats aktiv mitzuarbeiren.

Nach dem Grundgesetz gehtre die Sozialstaatlichkeit zu den tragen-
den Prinzipien unseres Gemeinwesens. Das Sozialstaatsgebot unse-
res Grundgeserzes bedeuter Ermichtigung und Aufirag zur Gestal-
tung einer sozialen Ordaung. Aber in einer Markewirtschaft mit frei-
em Wettbewerb steilt sich soziale Gerechigkeit nicht von selbst ein.
Unsere Wireschaftsordnung mufl folglich zu einem System ent-
wickele werden, das auf dem privaten und moglichst breit gestreuren
Eigentum an Produktionsmitteln beruht, das seine entscheidenden
Impulse und Leistungsanreize durch den wirtschaftlichen Wettbe-
werb erhilt, das jedoch zugleich ein Héchstmafl an sozialer Gerech-
tigkeit und Sichetheit verwirklicht.

Das Gesellschaftspolitische Programm der DAG geht von dem in
langen sozialen Kampfen der Gewerkschafeen Erreichten aus, um es
im Wege der Reform weiterzuencwickeln. Dazu gehort, daf das
Reche auf Arbeic verwirklicht ist und fiir Miinner und Frauen gleiche
Bildungs- und Berufschancen bestehen.

Wir wollen eine Gesellschaft, in det der Mensch die Technik witklich
behersscht und nicht umgekehrt. In dieser Gesellschaft mufl der

7



Mensch das MaR aller Dinge sein und der Fortschritt sich allein am
Wohle des Menschen orientieren.

Die mit diesem Programm gesteckien Ziele werden wir nicht von
heurte auf morgen und nicht alle auf einmal erreichen. Unsere Auf-
gabe ist es deshalb, dieses Programm Schrite fiir Schritt zu verwirkli-
chen. Daran mitzuarbeiten, sind alle Kolleginnen und Kollegen
aufgerufen!

Hermann Brandt
Vorsitzender der Deutschen Angesteliten-Gewerkschaft

Hamburg, im Mai 1984

PRAAMBEL
Fir Frieden und Freiheit

Die DAG bekennt sich zu einer Politik, die Frieden und Freiheir si-
chert. Krieg, Androhung und Anwendung von Gewale sind keine
Mitrel der Policik.

@ Nur im Frieden kénaen sich die Grund- und Freihcitsrechee der
Menschen entfalten und demokratische Strukturen entwickeln.

O Nur im Frieden kann das Selbstbestimmungsrecht aller Nationen
verwitklicht und die Verstindigung zwischen den Vélkern gefir-
dert werden.

© Nur im Frieden kénnen Hunger und Elend in allen Teilen der
Welt beseitigt und soziale Sicherheit erreicht werden.

Friedenspolitik mufl Vorrang vor allen anderen politischen Aufe
gaben haben, Der Friedensforschung und -erziehung kommt dabei
besondere Bedeutung zu. Durch vertrauensbildende Mafnahmen ist
ein Klima der Verstindigung zu schaffen.

Die DAG fordett die weltweite Achrung aller atomaren, biologi-
schen und chemischen Waffen und die allgemeine kontrollierre Ab-
riistung,.

Gewerkschaft und Grundgesetz

Die DAG bekenar sich uneingeschrinke zum freiheitlichen, demo-
kratischen und sozialen Rechtsstaar, Thn zu erhelten, auszubauen
und gegen seine Feinde zu verteidigen, ist wesentlicher gewerk-
schaftlicher Auftrag. Der demokracische Staag ist unabdingbare Vor -
aussetzung fiir die Existenz freier und unabhiingiger Gewerkschaf-
ten. Die DAG bejaht das Recht aller Deutschen auf Widerstand ge-
gen jeden, der es unternimmt, die verfassungsmibige Ordnung zu
besertigen.

Die DAG bekennt sich zum Prinzip der repriisentativen Demokratic
im Sinne des Grundgesetzes. Sie verstehe sich nicht als Ersatzpareci,
Sie Ichnt den Streik gegen rechtsgiiltige demokeatische Entscheidun-
gen der Verfassungsorgane ab.



Grundlage des freiheitlich-demokratischen und sozialen Rechtsstaa-
tes ist cine pluraliszische Gesellschaft, in der Ubereinstimmung dar-
ber besteht, dafl Interessenkonflikte nach vereinbarten oder verfas-
sungsrechtlich institutionalisic-:en Regeln mit dem Ziel des Kom-
promisses ausgetragen wetden. Ohne die Bereitschaft zum Konflike
und zum Kompromif} gibt es keinen Fortschritt.

In dieser pluralistischen Gesellschaft haben Gewerkschaften und Atr-
beitgeber den Verfassungsauftrag, die Arbeitsbedingungen aurto-
nom zu regeln. Insofern haben dic Gewerkschaften auch eine Ord-
nungsfunktion, < weil sie durch den Abschiu von Tarifvererigen
Recht serzen und damit zur S:abilisierung von Wirtschaft und Ge-
sellschaft beitragen. Sie sind aber zugleich Kampfverbinde, denn
der Arbeitskampf ist ein vom Grundgesetz geschiitztes und somit le-
gitimes Mirtel zur Durchsetzung gewerkschaftlicher Forderungen.
Die DAG wird sich jedem Versuch widersetzen, die Tarifautonomie
einzuschrinken oder zu beeintrichtigen.

Obwohl unsere Gesclischafts- und Rechtsordnung den Gewerkschaf-
ten eine Vielzahl von Aufgaben zuweist, sichert das Grundgesetz ih-
re Stellung nur ungeniigend und niche ausdriicklich. Zwar hat das
Bundesverfassungsgericht in stindiger Rechisprechung den Gewerk-
schaften als Koalitionen im Sinne des Artikels 9 des Grundgesetzes
eine vetfassungsrechtlich geschitvzte Bestands- und Betdtigungsga-
rantie eingetinmt, die Praxis har jedoch gezeige, dafl dieser Grund-
satz von den Gerichten — auch wegen der Unditigkeit des Gesetzge-
bers — im Einzeltall hochst untetschiedlich interpretiert wird. Da-
durch sind die Gewerkschaften durch das Grundgesetz gegenwirtig
nicht ausreichend gesichert.

Deshalb fordert die DAG eine Ergiinzung des Artikels 9 des Grund-
geserzes, die den Koalitionen als Institutionen sowic bei Wahrneh-
mung ihrer koalitionsgemifien Aufgaben cinen verfassungsrechthi-
chen Schutz gewihrt, der gegegenitber der negativen Koalitionsfrei-
heit Vorrang hat.

Kernstiick gewerkscha:ftlichcr Betiitigung ist die autonome Regelung
der Arbeits- und Wirtschafisbedingungen der Gerrerkschaftsmit.

glieder auf der Grundlage der durch die Verfassung garantiercen Ta-
rifautonomie. ’
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Eine gesetzliche Regelung des Arbeitskampfes fehle. Zulissigkeirs-
grenzen beruhen auf der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts,
die aber nur punktuell und damir unzureichend sind. Der Gesetzge-
ber hat sich seit aunmehr drei Jahrzebnren dieser ordnungspoliti-
schen Aufgabe entzogen.

Die DAG fordert, dafl der Grundsatz der Kampfparitit der Tarif-
kontrahenten und das Gebot der VerhiltnismiRigkeit der Kampf-
mittel in einer deru Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes entspre-
chenden Weise gesetzlich geregelt werden.

Die DAG ist der Ansicht, dafl den Arbeitgebern und ihren Verbin-
den mit der Aussperrung generell weiterreichende Kampfmitrel zu-
etkannt werden, als sie den Angestellten und Arbeitern und ihren
Gewetkschaften mit dem Streik zur Verfiigung stehen. Deshalb for-
dest sie ein Verbot jedweder Ausspertung.

Gesellschaft im Wandel

Unsere Gesellschaft befindet sich in stindiger Verinderung. Im
19. jshrhundert kamen die entscheidenden Impulse aus der indu-
striellen Produktion. In Zukunft wird sich der Schwerpunke der
Wertschépfung, und damit auch der die Gesellschaft bewegenden
Fakroren, auf die Dienstleistungen verlagern.

Auch in der heutigen Industriegesellschaft hat die Produktion Vor-
rang vor dem Menschen. Der Mensch wird noch immer an seiner
Rentabilivit fiir die produzierende Wirtschaft gemessen. Er gilt als
Produktionsfaktor und ist somir Objekr wirtschaftlicher und techno-
logischer Sachzwinge, denen er sich stindig anzupassen hat.

Der Kampf der Gewetkschaften um die Verbesseeung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen der abhiingig Beschiftigten galt und gile
der Selbsiverwirklichung des Menschen und der ficien Entfaltung
seiner Personlichkeit. Dieser Kampf hatte Erfolg; er mufl fortgesetzt
werden.

Wihrend in der Industriegesellschaft des 19, Jahrhunderes die wire-
schaftliche Macht allein von den Eigentiimern der Produktionsmitse]
ausgetibt wurde, liegen heute Eigentum und Verfi:gungsgewalt iiber
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die Produkrionsmittel im wesentlichen nicht mehr in einer Hand,
Dic Objekistellung des Menschen in den Betrieben kann deshalb
nicht dadurch tiberwunden werden, daf das Privateigentum an den
Produktionsmitteln abgeschafft wird; erforderlich ist dagegen, daft
ie Arbeitnehmer sowoh! am Produkivkapital als auch an der Kon.
tolle iber diejenigen beteiligt werden, die iiber die Produktions-
mirtee] verfiigen.

Dic Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivkapital, die umfas-
sende Kontrolle wirtschaftlicher Macht und die Mutbestimmung auf
allen Ebenen sind entscheidende Voraussetzungen fiir eine humane-
re Gesellschaft.

Der Staat mufl die Voraussetzungen dafiir schaffen, dafl der einzelne
sich in freier Selbstverantwortung und gesellschaftlicher Verpflich-
tung entfalen kann. Als Sozialstaat hat er seine Biirger in der Da-
scinsvorsorge zu unterstiitzen. Deshalb miissen die Gewerkschaften
auch auf den Verteilungsprozefl, der iiber den Staat stattfindet, Ein-
flu nehmen.

Wir streben eine Gesellschaft an, in der der Mensch die Technik und
dic Wirtschaft beherrsche und der Foreschritt sich allein am Wohl
des Menschen orientiert.

Gleichberechtigung von Minnern und Frauen

Mehr als die Halfte aller Angesteliten sind Frauen. Die Verwirkli-
chung der Chancengleichheit zwischen Minnern und Frauen ist eine
zentrale gewerkschaftliche Aufgabe. Im Grundgesetz ist die Gleich-
berechtigung von Méinnern und Fraven verankerr, Trotzdem werden
Frauen in unserer Gesellschaft und insbesondere im Arbeitsleben
immer noch aufgrund ihres Geschlechts benachteiligt.

Dic Tatsache, dafl Frauen

. vpr:i konjunkrurellen Schwankungen liberproportional bettoffen
sind,

® bei der Einstellung, dem Aufstieg, bei der Eingruppierung und
im Fall von Kiindigungen benachteiligt werden,

12

@ bei der Berufsausbildung, Umschulung, Fortbildung und Wie-
dereingliederung in das Berufsleben besonderen Schwierigkeiten
unterliegen,

® durch die Einfithrung neuer Technologien ihre Arbeitsplitze vor-
rangig verlieren,

macht die Verbesserung der Situation der Frauen im Beruf zu cinem
wichtigen Bestandteil der Gewerkschaftspolitik.

Die DAG witd im gesamten Bereich der Gesellschafts- und Gewerk-
schaftspolitik dic besonderen Belange der Frauen beriicksichtigen.
Sie setze sich fiir Gleichberechtigung und Chancengleichheit von
Minnern und Frauen in Beruf, Familie und Gesellschaft ein.

Zur Etreichung dieses Ziels missen die Chancen der Frauen auf dem
Arbeirsmarke und ihre Verdienstsituation verbessert sowie die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie fiir Minner und Frauen verwirk-
licht werden.

Die Verwirklichung der Chancengleichheir ist Aufgabe sowohl der
Bewriebsverfassungsorgane als auch der Tarifvertragsparteien. Sie ist
eine Aufgabe von Minnern und Frauen in der Gesellschaft. Der Ge-
setzgeber ist aufgefordert, die Rahmenbedingungen dafiir zu ver-
bessern.

Das Programm der DAG zur Gesellschaftspolitik

Das Ziel moderner Gesellschafispolitik ist die Verwirklichung des
Prinzips der Humanitit in der Gesellschaft. Die Gesellschaftspolitik
muf deshalb darauf hinwirken, dafl weder die Wirtschaft noch Wis-
senschaft und Technik sich selbst tiberlassen bleiben. Gesellschafts-
politik darf nicht nur auf Prozesse reagieren, sic mufl vielmehr auch
Prozesse initiieren. Die Gesellschaftspolitik muft die Einzelbereiche
der Politik integrieren,

Gewerkschaftliche Gesellschaftspolitik will verdndern, nicht zerstd-
ren. Sie mufl auf dem Bestehenden aufbauen und durch die Reform
des Bestchenden das Bessere schaffen.

13



Die Zukunfr und der zukiinfrige Lebensstandard werden davon ab-
hingen, ob und inwiewcit es gelingt, langfristig ein ausgewogenes
Verhiltnis zwischen privaten Investitionen und privatem Verbrauch
sowie den gesellschaftlich notwendigen 6ffentlichen Aufgaben her-
beizufiithren.

Dic Produktivitit und das Wachstum unserer Wirtschaft basieren
auf der privatwirtschaftlichen Produktionsweise und auf dem Prin-
zip des freien Wettbewerbs in der Marktwirtschaft. Davon ausge-
hend muf} unsere Wirtschaftsordnung zu einem System entwickelt
werden,

® das auf dem privaten und méglichst breit gestreuten Eigentum an
Produktionsmitteln beruht,

@ das nach wic vor seine entscheidenden Impulse und Leistungs-
anreize dutch den wirtschaftlichen Wetthewerb erhile,

® das jedoch zugleich ein Hochstmafl an sozialer Gerechrigkeit und
Sicherheit verwirklicht.

Erst dann gibt es cine soziale Markiwirtschaft.

Auf der Grundlage des freiheitlich-demokratischen Rechtsstaats ist
eine Gesellschaft zu schaffen, in der die Grundprinzipien Demo-
keavie, Mitbestimmung und Mitverantworrung in allen Bereichen, in
denen Menschen zusammen leben und zusammen arbeiten, ver-
wirklicht sind.

Das gesellschaftspolitische Programm der DAG geht von dem in lan-
gen sozialen Kimpfen der Gewerkschaften Etterchten aus, um es im
Wege der Reform weiterzuentwickeln.

Es ist ein Programm, das Schritt fiar Schritt verwirklicht werden soll.
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DEMOKRATIE UND MITBESTIMMUNG
Demokratisierung als Ziel und Prinzip

Mitbestimmung dient dem Menschen in der Gesellschate mictelbar
und unmittelbar. Ste soll den Proze der Demokrausicrung voran-
tretben, wobei Demokratie nicht nur als politisches Prinzip zu ver-
stehen ist, sondern als Lebensform in einer neuen, humaneren Ge-

sellschaft.

Untetnehmen sind in einer freien Wirtschaftsordnung dic maflgebli-
chen Triger dezentraler Entscheidungea fiir Kapiraleinsatz, Produk-
tion und Giiterangebot. Die Vorstellung, Betriebe und Unternch-
men kdnnten als herrschafusfreie Riume strukeuriert werden, ist cine
Hlusion, deren Realisierung im Chaos enden wiirde. Zumindest wiic-
den die Betriebe und Unternchmen daran gehindert, dea Menschen
den Dienst zu leisten, der ihr Wirken rechtfertigt. nimlich die Ge-
selschaft ausreichend mit Giitern und Dienstleistungen zu versor-
gen. Soll dieser Zweck erreicht werden, so mufl in Betricben und
Unternchmen auch kiinftig weisungsgebundene Arbeir geleister
werden. Das steht jedoch nicht im Widerspruch zum demokrati-
schen Prinzip.

Das Eigentum an Produkrionsmitteln rechefertige niche die Herr-
schaft iiber Menschen. Unabhingig davon, dafl es in GroBunternch-
men, die in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft gefithrr wer-
den, lingst eine Trennung zwischen den Eigentiimern und jenen
gibt,dic iiber die Produkeionsmittel verfiigen, ist Eigencum nach un-
serer Verfassung sozial verpflichtend. Es kommt deshalb darauf an,
die Angestellten und Arbeiter, die sich formal zwar fretwillig, in
Wahrheit aber aufgrund eines vorwiegend konomischen Zwangs
Herrschafts- und Autorititsstrukturen unterordnen, in die Lage zu
verserzen, diese zu beeinflussen und — direkr oder indirekt — zu le-
gitimieren und zu kontrollieren.

Verwitklichung der Demokratie in Betricben und Unternchmen
heiflt also nicht Abschaffung der Herrschafe, der weisungsgebunde-
nen Arbeit, sondern Legitimation der Hettschenden durch Wahlen
und Kontrolle der Hemrschaftsakee. Das wiederum heifit: mehr Be-
teilipungschancen und mehr Beteiligre. Bei Verwirklichung dieser
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Grundsitze werden die Hesrschaftsstrukeuren humanisiert, und dic
auf das Privileg der Verfiigungsgewalt Gber Eigentum gestiitzte au-
toritire Ordnung wird durch sachorientierte Autoritdtsbezichungen
ersetzt. Diese Bezichungen sind auf der, von der Gesellschaft akzep-
verten Zweck des Bettiebes oder des Unternehmens ausgerichret,
deshalb fiir den einzelnen einsehbar und damit auch demokratisch
veruretbar.

Auch die Haftung der Kapitaleigner und die Risikoverteilung stehen
der Demokratisicrung nicht im Wege. Beide, Kapitaleigner wie Ar-
beitnehmer, tragen jeweils spezifische Risiken: Der Kapitaleigner
kann von Kursriickgingen, von Gewinnminderungen, im schlimm-
sten Falle auch vom Verlust seiner Einlage, jedoch nur ausnahmswei-
se durch Haftung mit seinem sonstigen Vermdgen betroffen werden.
Der Arbeienehmer wriige im Hinblick auf seinen Arbeitsplatz ein to-
tales Risiko. Lohn- und Gehaltisminderungen bei Kurzarbeit, Feier-
schichten und der Abbau betrieblicher Sozialleistungen sind weitere
Gefahren, denen er ausgesetzt ist.

Ein demokratisches Gesellschafisbild, das unseren Forderungen zu-
grundeliegt, kann niemals ausschliefllich am Unternehmensrecht ge-
messen werden. Die Unternehmen stellen niche nur eine Ansamm-
lung von Kapital dar, sie sind gesellschaftliche Gebilde. Kapital
bleibt tote Matetie, wenn es nicht durch Arbeit zum Leben erweckt
wird. Die Unternehmen arbeiten in der Gesellschaft, mit Hilfe der
Gesellschaft und fir die Gesellschaft.

Mitbestimmung in der Wirtschaft

Mitbestimmung in der Betriebsverfassung

Grundrechre des Arbeitnehmers im Betrieb

In der Betricbsverfassung sind allen Arbeitnehmern Grundrechre im
Bettieb einzutiumen. Arbeitgeber und Betricbsrat haben die Enefal-
tung der Personlichkeit, die Selbstindigkeit und Eigeninitiacive des
Arbeitnehmers zu schittzen, zu fordern und im Rahmen des betrich-
lich Moglichen zu garantieren.
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Insbesondete ist sicherzustellen, dafl die Persénlichkeitssphire des
Arbeitnehmers bei der Speicherung und Verarbeitung sciner Daten
im Bereich der elektronischen Datenverarbeitung umfassend ge-
schiitze wird.

Dazu gehoren:

® Beschrinkung des Rechts des Arbeitgebers, Arbeitnchmerdaten
zu speichern und zu verarbeiten bis auf jene, die unbedingt fiir
den betrieblichen und personalwirtschaftlichen Ablauf benstigt
werden,

® die Verpflichtung des Arbeitgebers, jedemn Arbeitnehmer bei
erstmaliger Speicherung oder bei jeder Anderung sciner perso-
nenbezogenen Daten einen kostenlosen Ausdruck aller iiber ihn
gespeicherten Daten zur Verfiigung zu stellen,

® cin grundsitzliches Weitergabeverbor von Arbeitnehmerdaten an
Dritte, es sei denn, daf die Weitergabe aufgrund gesetzlicher
ader rtariflicher Bestimmungen oder aufgrund der schriftlichen
Einwilligung des Arbeitnehmers gestattet ist,

® dic Informationspflicht des Arbeitgebers gegeniiber dem Ar-
beitnehmer bei Weitergabe von personenbezogenen Daten an
Stellen auflerhalb des Unternehmens,

® dic Moglichkeit des Widerspruchs gegen Speicherung und Ver-
arbeitung von Arbeitnehmerdaten sowie die Maglichkeir der La-
schung von unrichtigen bzw. zu Unrecht gespeicherten bzw. ver-
arbeiteten Arbeitnehmerdaten.

Scrukeur der Betriebsverfassung

Die kollektive Interessenvertretung der Arbeitnehmer im Betrieb er-
folgt ducch cin einheitiches Vertretungsorgan, den Betriebseat. In
den persénlichen Geltungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes
sind — bis auf Angestellte mic eindeuriger Arbeltgeber- bezie-
hungsweise Untetnchmerfunktion — alle Angestellten und Arbeiter
des Betriebes einzubeziehen,

Die Amuszeit der Betriebsriite ist auf vier Jahre zu verkingern.



Dic Gruppen der Arbeiter und Angestellten erhalten Selbstbestim-
mungsiecht in eigenen Angelegenheiten im Rahmen eines einheitli-
chen Betriebsrates, insbesondere das Recht, Wahlhandlungen und
Delegationen aus der Gruppe heraus selbst und unbeeinflufit vorzu-
nehmen und die Gruppe Seriihrende Fragen in eigenen Versamm-
lungen zu behandeln.

Der Betriebsrat soll die Arbeit der Gruppen insbesondere durch
Ausschufibildung unterstiitzen.

Mitbestimmung der Jugend

Die Jugend im Betricb — das sind die Arbeitnehmer bis zum 18. Le-
bensjahr und die zu ihrer beruflichen Erstausbildung Beschiftig-
ten — erhile eigene, nach Gruppenrecht gewihlte Vertretungen im
Betrieb, Unternehmen und Konzern. Die Jugendvertretung arbeitet
eng mit dem Betriebsrat zusammen.

Mitbestimmung des Betriebsrats

Der Beuriebsrat erhilt in allen personellen und sozialen Fragen sowie
den Fragen der beruflichen Bildung das Mitbestimmungsrecht. Da-
mit soll gewihsleistet werden, daf das Personal- und Sozialwesen des
Betticbes im Regelfall in Ubereinstimmung mit der Arbeirnehmer-
vertretung, im Konflikifall nach der Entscheidung einer Einigungs-
stelle, geregelt wird.

In wirtschaftlichen Angelegenheiten ist der Betriebsrat zu unterrich-
ten. Bei Anderungen des Betriebszwecks nder der Betriebsanlagen
sowic bei der Einfithrung neuer Arbeitsmethoden, der Anderung
von Atbeitsabliufen, der Gestaltung von Arbeitsplitzen und der
Anwendung neuer Technologien erhilt der Betriebstat ein Mitbe-
stimmungsrecht.

Zum Schutze der Personlichkeitssphiite des Atbeitnehmers echil
der Betricbsrat ein umfassendes Mitbestimmungsrecht bei Einfith-
rung und Anwendung von Personalinformationssystemen und bei
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allen Maflnahmen, die geeigner sind. das Verhalten und die Lei-
stuag der Arbeitnehmer zu tiberwachen und zu kontrollicren. Bei
Bestellung des Datenschutzbeaufiragten erhile der Betricbsrat cin
Mitbesummungsrecht.

Tendenzbertriebe

Alle Mitbestimmungsrechte miissen uneingeschrinkt auch fiir Ten-
denzbetricbe und Religionsgemeinschaften gelten. Das Betriebsver-
fassungstecht darf im Hinblick auf solche Betricbe weder einge-
schrinke noch suspendiert werden,

Verstdrkung der Rechte der Gewerkschaften im Berrich

Beauftragten der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften isc zur Er-
fillung ihrer Aufgaben genchmigungsfreier Zugang zum Betricb
und zu den Arbeitnehmern zu gewihren.

Mitbestimmung in der Unternehmensverfassung

Die DAG fordert die Einfithrung der qualifizicrren Mitbestimmung
zur Verwirklichung der Paritdt zwischen den Produkrtionsfaktoren
Kapital und Arbeit in allen Unternehmen mit mchr als 500 Beschif-
tigten,

In Unternehmen, die der qualifizierten Mitbestimmung nicht unter-
liegen, sind den nach dem Betriebsverfassungsgeserz gebildeten
Wirsschaftsausschiissen Zustimmungs- und Informationsrechte ein-
zurdumen, die den Rechten des Aufsichtsrats entsprechen. Die Ka-
pitaleigner werden in diesen Unternehmen direkt durch die Ge-
schiftsfithrung vertreren,
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Rechtsformen

Fiir Unternehmen mit mehr als 500 Arbeitnehmern werden nur fol-
gende Rechisformen zugelassen:

die Aktengesellschaft,

dic Gesellschafi mit beschrinkier Haftung,
die Kommanditgesellschafi auf Aktien,

dic Genossenschaft,

der Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit,

die Stiftung unter der Voraussetzung, dafl sie dic Organisations-,
Errichtungs- und Haftungsvorschriften der zuvor genannten Rechts-
formen erfiille.

Diese Rechusformen bieten die Gewihr dafiir, daf Mitbestimmung
in der Unternchmensverfassung realisiert wird und damir eine besse-
re Transparenz betrieblicher Vorginge und die Uberschaubarkeit be-
trieblicher Zusammenhinge garantiert sind. Publizitits- und Prii-
fungspflicht ergeben sich als notwendige Voraussetzungen dafiir aus
den genannten Rechesformen.

Fur alle genannten Gesellschaften sind Veréffentlichungen testierter
Jahresabschltisse nach den Mindestgliederungsvorschriften des Ak-
riengesetzes vorzuschreiben.

Der Aufsichtsrat

Der Aufsichisrar wird paritiitisch beserzt. Er besteht aus jeweils min-
desiens fitnf und hchstens zehn Veriretern der Arbeitnehmer und
der Kapiraleigner sowie einem weiteren, vom Aufsichtsat zu wih-
lenden Aufsichsrarsmitglied.

Unter den betrieblichen Arbeitnchmetvertretern im Aufsichrsear
miissen sich Arbeiter und Angestellte, entsprechend ihrem zahlen-
miifligen Verhilnis in ihrem Unterachmen, befinden. Jeder Arbeit-
nchmergruppe steht jedoch mindestens ein Sitz im Aufsichtsrat zu.
Die betrieblichen Arbeitnchmerverteeter im Aufsichusrar werden in
Gruppenwahl direkt (Urwahl) gewhle.
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Ein Drittel, mindestens jedoch zwei der Arbeitnehmervertreter diir-
fen nicht im Unternehmen beschiftige scin (externe Arbeit-
nehmervertreter). Sie werden auf Vorschlag der im Unternehmen
vertretenen  gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen direke (Ur-
wahl) gewihlt.

Ein weiteres Aufsichtsratsmicglied wird von den Vertretern der Kapi-
taleigner und der Arbeitnchmer mit Zweidrittelmehsheit hinzuge-
wihlt. Das weitere Aufsichtsratsmitglied darf weder am Unterach-
men wirtschaftlich beteilige sein noch zu dieser in einem rechtli-
chen Abhingigkeitsverhilinis stehen.

Die Kontrollstelle

Zur Unterstittzung der Aufgaben des Aufsichtsrats ist — je nach Un-
ternehmensgréfe — eine hauptameliche oder nebenamtliche Kon-
wrollstelle einzurichten, deren Mitglieder vom Aufsichtsrat mit Drei-
vierrelmehrheir gewihlt werden und die ausschliefitich ihm verant-
wortlich sind.

Von der Kontrollstelle werden die Priifungsaufirige an die Pris-
fungsgesellschaft vorbereitet; sie ist Berichtsempfinger und be-
summt die Priffungsschwerpunkte. Sie bereitet dic Feststellung des
Jahresabschlusses und die Vorschlige fiir die Riicklagenbildung und
Gewinnverwendung vor. Sie handelt grundsitzlich im Rahmen des
Aufsichtsrars,

Rechte und Pflichten des Aufsichesrats und der
Aufsichtsratsmitglieder

Im Rahmen einer Nevordnung der Unternehmensverfassung ist ein
Unternchmeansrecht zu schaffen, das vor allem die mitbestimmren
Organe stirkr und die Mitbestimmung bei wichtigen Entscheidungs-
prozessen gewihtleistet.

Dazu gehéren insbesondete:
@ Patitdtische Besetzung aller Aufsichesrarsausschiisse.

@ Arbeitnchmervertreter und Kapirtaleignervertizeter im Aufsichts-
rat haben jederzeit das Reche auf |, Fraktionssitzungen®’.



© Dic Arbeitnchmervertreter haben das Reche, zu ihren Sitzungen
Mitglieder des Gesamtbetriebsrats (bzw. des Betriebsrats) und
Sachverstindige hinzuzuzichen.

© Arbeitnchmervertreter im Aufsichesrat haben Auskunfrspflicht
gegenitber den Mitgliedern des Betricbsrates, des Gesamebe-
wricbsrates, des Konzernbetricbsrates und der Betriebsritever-
sammlung. Thre gesetzliche Schweigepflicht ist entsprechend ein-
zuschriinken.

® Das Zustimmungsrecht des Aufsichtsrats ist auszudehnen auf:

1. Erwerb cines anderen Unternehmens und Erwerb von Beteili-
gungen an anderen Unternehmen,

2. Griindung cines neuen Unternchmens oder Zweig- bzw. Teil-
betriebes,

3. Auflssung, Verkauf « Jer Verpachtung von Tochrerunterneh-
men, Zweig- bzw. Teilbetricben sowic von Verkauf von Bereili-
gungen,

4. Rationalisicsungs- und Erweiterungsinvestitionen im Anlage-
vermogen,

5. Anderungen des eigenen Produktionsprogramms und des der
abhingigen Unternchmen.

Der Vorstand

Der Vorstand oder die Geschiftsfithrung werden vom Aufsichsrac
beziehungsweise vom entsprechenden Kontrollorgan mit Zweidrit-
telmehrheir auf Zeit gewihlr. Ein Vorstandsmitglied mufl fiir
Personal- und Sozialangelegenheiten zustindig sein.

Die Europiische Aktiengesellschaft

Fiir die Europiische Aktiengesellschaft fordert die DAG:

® dic Vervirklichung dieser Mitbestimmungsgrundsiitze, zunichst
unabhéngig von der Organisationsform, Das gilt insbesondere fiir
die Paritit zwischen den Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital
und fiir die Legitimation und Kontrolle der Macht und Herrschaft
in diesen multinationalen Unternchmen,
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@ keine Verschlechterung des Mitbestimmungsstatus der Arbeit-
ncbmer in jenen Unternehmen, die dem Recht der Bundesrepu-
blik unterliegen.

Wirtschafts- und Sozialrite

Die Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer in Betrieben, in Un-
ternehmen und in Konzernen missen durch zentrale Einwirkungs-
rechte auf Bundesebene und auf Landesebene erginzr werden.

Zu diesem Zweck sind auf Bundes- und Linderebene »Wirtschafts-
und Sozialrite« zu schaffen, die sich paricitisch aus Vertretern der
Gewerkschaften und der Unternehmerverbinde zusammensetzen.
Aufgabe dieser Wirtschafts- und Sozialrite ist es, die zustindigen
staatlichen Institutionen in allen gesellschaftspolitisch relevanten
Fragen der Wircschafts- und Sozialpolitik zu beraten. Sie haben das
Gesetzesinitiativrecht und das Enquéterecht. Die Rechee des Parla-
ments sollen jedoch in keiner Weise angetastet werden.

Mitbestimmung im 6ffentlichen Dienst
Demokratie in der Verwaltung

Der 6ffendiche Dienst wird in seiner Gesamtheit demokratisch legi-
timiert und kontrolliert; er ist Gesetz und Recht in besonderer Weise
verpflichtet, Die Spitzen der Verwaltungen — die Minister, Prisi-
denten, Vorstinde — sind den parlamentarischen Gremien und ent-
sprechenden Selbstverwaltungsorganen direkr veranwwortlich. Diese
Verantwortung bezieht sich in erster Linie auf die Durchfithrung ih-
res dienstlichen Auftrags, der im éffentlichen Interesse liegt.

Durch diese parlamentarische Verantwortung kann jedoch niche die
notwendige demokratische Ordnung in den Betrieben, Dienststel-
len, Korperschaften, Stiftungen oder Anstalten ersetzi werden.
Auch hier stehen sich einc weisungsberechtigte Leitung und wei-
sungsgebundene Arbeitnehmer gegeniiber. Thr Funktions- und
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Rollen- und damit Interessengegensatz ist wie in der Wistschaft ge-
geben, wenn auch die Vertretung von Kapital und Eigentum hier
keme Rolle spielt.

Dic Personalvertretungsgesetze von Bund und Lindern sind fiir den
inncren Interessenausgleich, fiir die demokratische Kontrolle der
Entscheidungen der Vorgesetzten und Dienststellenleicer bereits ei-
ne Grundlage, die jedoch noch verbessert werden muf,

Der sffentliche Dienst ist in sich differenzierc. Neben dem eigentli-
chen Kernbereich, den Gebietskdrperschaften Bund, Linder und
Gemeinden, gibt es eine Reihe von Korperschatten, Anstalten und
Stiftungen des 6ffentlichen Rechrs, die sehr unterschiedliche Aufga-
ben wahrnehmen.

Einige von diesen Institutionen rechtfertigen nach Aufgabenstellung
und Arbeitsweise, dafl thre innere Otdnung an dicjenige der freien
Wirtschaft angeglichen wird. Das uifft insbesondere firr die
offentlich-rechtlichen Wirtschaftseinrichtungen und Betriebe zu.

Bei den Selbstverwaltungseinrichtungen der Sozialversicherung, bei
den Rundfunk- und Fernsehanstalten und bei den Hochschulen
stellt sich das Problem, die im inneren Dienstbetrieb ausgeiibte Ge-
walt und Anordnungsbefugnis zu kontrollicren und zu legitimieren,
in anderer Weise.

Diesen Verschiedenheiten ist bei dem Bestreben Rechnung zu tra-
gen, solche Bereiche ebenfalls im Sinne des Mitbestimmungskon-
zepts der DAG demokratisch zu ordnen.

Personalvertretung

Die Personalvertrerungsgesetze von Bund und Eidndern sollten sich
untereinander und insgesamt niche stitker als notwendig vom Be-
triebsverfassungsgesetz unterscheiden. Abgesehen also von den For-
derungen, die fiir die Verbesserung der Betriebsverfassung ethoben
werden, ergeben sich fiir den dffentlichen Dienst besonders folgen-
de Schwerpunkre:
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O Im Personalvertretungsrecht sind dem einzelnen Beschiftigten
ihnliche Grundrechte einzuriumen, wie sie die §§ 81 bis 83 des
Betrichsverfassungsgesetzes vorsehen.

© Das obligatorische Mitbestimmungsrecht ist auf alle sozialen An-
gelegenheiten und auch auf alle personellen Angelegenheiten fiir
Angestellte und Arbeiter sowie fiir Beamte mit aufsteigenden Ge-
hiltern zu erweitern.

O In alien Organisavonstragen emschliefflich der Erstellung von
Organisations- und Stellenplinen bei Rationalisicrungsmafinah-
men, Einfithrung ncuer Techniken, Arbeitsmethoden und Ab-
liufe ist ein Mitbestimmungsrecht einzufiihren.

© Die Arbeit der Personalvertretungen ist durch weniger kompli-
zierte Verfahrensbestimmungen zu erleichrern; dic Amrszeit ist
auf vier Jahre zu verlingern.

Offentlich-rechtliche Wirtschaftsbetriebe

Auch die offentliche Hand ist wirtschofilich titig, so im
Versorgungs- und Verkehrsbereich, in der Versicherungswirtschaft
und im Geld- und Kreditwesen.Diese wirtschaftlichen Einrichtun-
gen haben, meistens in der Form eines Verwaltungsrates, ein Auf-
sichtsorgan.

Das Verhiltnis der Bedicnsteten zu thren Unternehmen und zu ih-
ren Arbeitgebern ist dhnlich wie in der privaten Wirtschaft, Die Be-
diensteten sollen die Entscheidungen mit beeintlussen kdnnen, die
ihre wirtschaftlichen, sozialen und personellen Interessen berithren.

Diec DAG fordert:

® I offentlich-rechtlichen Wirtschaftsbetrieben mit bis zu 500 Be-
diensteten sind diese mit einem Drittel im Verwaltungstat oder
einem entsprechenden Kontrollorgan zu beteiligen; wenn nétig,
ist das Otgan einzurichten.

® In Beurieben mit mehr als 500 Bediensteten ist das Konerollorgan
parititisch mit Vertretern der Bediensteten zu beserzen. Ein wei-
teres Mitglied ist von den Mitgliedern des Kontroliorgans mit
Zweidrittelmehrheit hinzuzuwihlen.
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Im {ibrigen geleen dic Forderungen der DAG zur Mitbestimmung in
der Unternchmensverfassung in der Wirtschaft im Prinzip auch fiir
éffentlich-rechtliche Wirtschaftsbetriebe.

© Die Befugnisse des Verwaltungsrats (Kontrollorgans) werden de-
nen des Aufsichtsrats einer Aktiengesellschaft angeglichen. Sie
umfassen insbesondete Kontrolle, Wahl und Ablésung des Lei-
tungsorgans (Vorstand, Geschiftsfiihrung), Festlegung der Richt-
linien und Grundsiize tiber die Tdugkeit des Einrichrung, Be-
schiuff iber einen Wirtschaftsplan und Feststellung des Jahresab-
schlusses.

@ In das Leituagsorgan (Vorstand, Geschifusfithrung usw.) wird
vom Kontrollorgan ein Mitglied gewihlt, das fiir Personal- und
Sozialfragen zustindig ist.

Sonstige Korperschaften und Einrichtungen des
offentlichen Rechts

Fiir dic iibrigen Einrichtungen und Kérperschaften, die in &ffent-
lich-rechtlicher Form arbeiten, wie zum Beispie! Institutionen der
Sozialversicherung und Rundfunk- und Fernsehanstalten, fordert
die DAG ebenfalls die Mitbestimmung der Arbeitnehmer.

® 7u diesem Zweck wird ein parititischer Ausschuff gebildet, der je
zur Hilfte von Vertretern der Korperschaft und der Arbeirneh-
mer besetzt wird. Ein weiteres Mitglied wird mit Zweidrictel-
mehrheit hinzugewihle.

® Der paritiitische Ausschufl bestellt mit Zweidrittelmehrhei: den
fur Personai- und Sozialfragen Verantwordichen der Korper-
schaft.

® Dem parititischen Ausschufl obliegt die Kontrolle tiber alle per-
sonalwirtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten.

Universititen, Hochschulen und Fachhochschulen

Universititen, Hochschulen und Fachhochschulen kénnen ihren
Aufirag ohne die sogenannten nichtwissenschaftlichen Angestellten,
Arbeiter und Beamten, ohne das technische und das Verwaltungs-
personal, ohne dic Laboranten, die Bibliothekars und die Angestell-

26

ten in den zentralen Einrichtungen der Universititen, Hochschulen
und Fachhochschulen nicht erfallen. Dicses gilt ebenso in den Ein-
richtungen der hochschulfreien Forschung, auch soweit sie nicht s{-
fentlich-rechtlich organisier sind.

Deshalb fordert die DAG eine Beteiligung der Angestellten, Arbei-
ter und Beamten an den sie betreffenden Entscheidungen innerhalb
des Hochschulbereichs.

Fiir die Vertretung der Angestellten, Arbeiter und Beamten an den
Hochschulen miissen folgende Grundsitze gelren:

® Dic nichtwissenschaftlichen Angestellten, Arbeiter und Beamten
erhalten cine angemessene Vertretung in allen beratenden und
beschlieflenden Organen der Hochschulen, ihren Einrichtungen,
der Institute, Fakultiten, Fachbereiche usw.. Ihre Verteter be-
schlieflen in allen Angelegenheiten mit, welche dic Inceressen der
Angestellten, Arbeiter und Beamten betreffen. Als angemessene
Vertretung der nichtwissenschaftlichen Angestellten, Arbeiter
und Beamten ist ein Viertel anzusehen, wenn man davon aus-
geht, dafl in dea Organen die Hochschullehrer, der akademische
Mittelbau, die Scudenten und die nichtwissenschaftiichen Ange-
stellten, Arbeiter und Beamten eine gemeinsame Vertretung fin-
den.

® Aufgaben und Befugnisse der Personalvertretungen nach den
Landesvorschriften werden davon nicht beriihre.

Mitbestimmung in Verbinden

Auch in Verbinden, politischen Parteien und Gewerkschaften sollen

die dort beschifiigten Arbeitnehmer in thren Angelegenheiten mit-

bestimmen.

® Zu diesem Zweck wird ein parivitischer Ausschuf gebilder, der je
zur Hilfte von Vertretern des Verbandes und der Arbeitnchmer
besetzt wird. Ein weiteres Mitglied wird mit Zweidrittelmehrheit
hinzugewihlt.

® Der paritiitische Ausschufl bestellt mit Zweidrictelmehrheit den
fiir Personal- und Sozialfragen Verantwortlichen.

® Dem parititischen Ausschufl obliege die Kontrolle {iber alle per-
sonalwirtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten.
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ANPASSUNG DER WIRTSCHAFT
AN DIE GESELLSCHAFT

Soziale Marktwirtschaft

Zu einem freiheidichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat
gehéren eine Wirtschaftsverfassung und eine Wirtschaftsordnung,
die auch ein Hochstmafl an sozialer Gerechrigkeit verwirklichen. Da
sich die Kategorie des Sozialen in einer auf den Prinzipien des freien
Wettbewerbs basierenden Wirtschaftsordnung nicht von selbst er-
gibt, mufl sie durch eine entsprechende, den Menschen in den Mit-
telpunkt stellende Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitik herbeige-
fithrt werden.

Auf die Erstellung und Verteilung des Sozialproduktes mufl dahin-
gehend Einflufl genommen werden, dafl

® cine ausreichende Versorgung aller Menschen mit Giitern und
Dienstleistungen gewihtleistet ist,

® die Finanzierung notwendiger Gemeinschaftsaufgaben gesickert
ist,

® die abhingig Beschiftigten angemessen an den gesamtwirtschaft-
lichen Ertrigen beteiligt werden.

Voraussetzung dafiir ist eine Wittschaftspolitik, die, orientiert an
menschengerechten Lebens-, Atbeits- und Umweltbedingungen,

® die Vollbeschiftigung,

® cin austeichendes Wirtschaftswachstum,

® dic Stabilitiit des Preisniveaus und

® auflenwirtschaftliches Gleichgewiche

zum Ziele hat.

Fiir die DAG sind diese Ziele nicht gleichrangig. Die Vollbeschiifti-

lg;ung muf Prioritit vor den anderen, cbenfalls wichtigen Zielen ha-
en.
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Etforderlich ist, dafl der Staat eine grofere Verantwortung fiir den
Ablauf der Wirtschaftsprozesse ibernimmt und alle wissenschafcli-
chen Erkenntnisse und politischen Méglichkeiten sinnvoll nutzt und
anwendet.

In diesem Sinne fordert die DAG:

© cine wachstumsfordernde Wirtschaftspolitik, dic eine Anpassung
der Produkrionsstrukturen an die sich verindernden Nachfrage-
bedingungen erleichrert und eine Wirtschaftsstrukrur begiinstige,
die auf sparsamem Verbrauch und Wiederverwendung von Ener-
gic und Rohstoffen beruht und ein hohes Mafl an Umweltvertriig-
lichkeit aufweist,

@ einc Finanz., Geld- und Auflenwirtschaftspolitik, die auf Vermei-
dung von Konjunktur- und Beschiftigungsschwankungen ausge-
richtet ist,

@ eine Geld- und Kreditpolitik durch die Bundesbank, die neben
dem Ziel der Geldwertstabilivit beschiftigungspolitischen Erfor-
dernissen entspricht und

® cinc unter den dffentlichen Haushalten abgestimmie Planung,
mit dem Zicl ciner Verstetigung im Bereich der 6ffentlichen Inve-
stitionen.

Globalsteuerung der Wirtschaft

Die wirtschaftliche Entwicklung verliuft nicht in einem stetigen Pro-
zefl, der aus sich selbst heraus Wachstum im Gleichgewichr sicher-
stellt. Konjunkturschwankungen und aufienwireschaftlich verursach-
te Storungen fithren zu unterschiedlichen Wachstumsraten und be-
cinflussen die Ziele Vollbeschiftigung, Preisniveaustabilitit und au-
flenwirtschafiliches Gleichgewichr.

Die Konjunkturpolitik muf} deshalb auf eine Verstetigung der ge-
samwirtschaftlichen Entwicklung ausgerichter sein,

Die Bedingungen fiir das wirtschaftliche Wachstum haben sich im
Laufe des letzten Jahrzehnts in zunehmendem Mafe verindert. Die
Begrenztheir der Energie- und Rohstoffressourcen, die tiberpropor-
tionale Steigerung der Rohstoff- und Energiepreise, die wachsende
Umweltbelastung und die stcigenden sozialen Kosten der Produk-
tion setzen dem Wachstum Grenzen.
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Vollbeschiftigung ist keineswegs das selbstverstindliche Ergebnis ei-
ner wachsenden Wirtschaft.

Die DAG fordert deshalb die Globalsteuerung der Wirtschaft. Dazu

ist notwendig:

® cine Wirtschaftspolitik, die den Verbrauch, die Investitionen und
die Ein- und Ausfuhr in ein den gesellschaftlichen Erfordernissen
entsprechendes Verhilinis bringt,

® cine langfristige Planung der 6ffentlichen Investitionen und &£
fentlichen Haushalte, die gentigend Spielraum fiir kurzfristige
Anpassungen an den jeweiligen Konjunkecurverlauf erméglicht.

Um den Ausgleich der verschiedenen Interessen zu fordern, miissen
die gesellschafilichen Gruppen bei der Erarbeitung solcher mittel-
und langfristigen Pline beteiligt werden. Nur so kann Politik opti-
mal gestaltet werden.

Verbesserung der Wirtschaftsstruktur

Konjunkeur- und Wachstumsvorginge sind im allgemeinen mit
Wandlunges. in der Strukrur einer Volkswirtschaft verbunden, und
zwar dergestalt, dafl bestehende Produktions- und Dienstleistungs-
bereiche an volkswirtschaftlicher Bedeutung vetlieren oder gewinnen
oder vollig neue entstehen. Gelingt es nicht, sich anbzhnende Struk-
wiverdnderungen frithzeitig zu erkennen und wird versiume, die
Voraussctzungen fiir einen reibungslosen, gesellschaftliche Wohl-
standsverluste vermeidenden Strukturwandel zu schaffen, mufl mit
nachhaltigen Einbufien an wirtschaftlicher und gesellschaftlicher
Wohlfahrt gerechnet werden.

Nicht die Konservierung itberkommener Wirtschafisstrukturen, son-
detn die optimale Kombination der einer Volkswirtschaft zur Verfii-
gung stchenden Produkrionsfaktoren muff Ziel der Strukturpolitik
sein.

Dazu fordert die DAG:

® cinen das ganze Bundesgebiet erfassenden Raumordnungsplan,
an dessen Erstellung die Gewerkschaften und die Wirtschaftsver-
binde zu beteiligen sind,
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@ die Erweiterung der Planungskompetenzen des Bundes. dami
gesamiwirtschaftlichen Interessen zuwiderlaufende Encwicklun-
gen vermieden werden.

Von entscheidender Bedeurung fiir die Wirksamkeit strukturpoliti-
scher Maflinahmen sind aber auch Erkenntnisse itber Ursachen. Rich-
tung und Auswitkungen des Serukturwandels.

Das erfordert:

@ eine petiodisch zu erstellende Strukturberichrerstattung. die iiber
die staatliche Strukturpolitik informiert und sie damit kontrollicr-
bar macht und

@ den Abbau reiner Erhaltungssubventionen. Dabei ist sozialen
und regionalen Erfordernissen Rechnung zu tragen.

Um der Wirschaft den Ubergang zu neuen Scrukturen zu erleich-
tern und negarive Auswirkungen auf dem Atbeitsmarke zu verhin-
dern, ist der Staat aufgerufen, die Rahmenbedingungen zu schat-
fen, die den Strukturwandel fordern.

Energiepolitik

Aufgabe der Energiepolitik mus es sein, durch eine gesicherte Ener-
gieversorgung dic Grundlage des bendtigten Wachstums zu schafe
fen.

Dazu sind insbesondere notwendig:
® encrgicsparende Mafnahmen und Technologien,
© Nutzung der heimischen Energietriger, vor allem der Kohle,

® Entwicklung und Weiterentwicklung regenerativer Encrgiequel-
len und

® Nutzung der Nuklearenergic bei umgehender politischer Ent-
scheidung der Entsorgung.



Technologiepolitik

Ziel der Technologiepolitik mufi sein:

© technologische Entwicklungen in ihren Auswirkungen und Zu-
sammenhingen zu erkennen sowie ihre Chancen und Risiken ab-
zuwigen und so zu Entscheidungen tiber die Nutzung von Tech-
nologie zu kommen,

@ die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Menschen zu verbes-
sern,

© die Ressourcen zu schonen und die natiirlichen Lebensvorausser-
zungen zu erhalten,

& dic Interessen und Entfaltungsméglichkeiten kiinfriger Genera-
tionen zu wahren und durch Anwendung neuer Ausbildungs-
und Bildungsprogramme zu beriicksichtigen,

® die Leistungs- und Wetthewerbsfahigkeir unserer Wirtschaft
durch sinnvoll gesteuerten Einsatz neuer Technologien zu erhal-
ten und auszubauen,

® sicherzustellen, daf bei der Einfithrung neuer Technologien de-
ren soziale Folgen umfassend beriicksichtigt werden,

@ Wirtschaftszweige zu férdern, die hohere Qualifikationsanforde-
rungen und humanere Arbeitsbedingungen fiir die Arbeitneh-
mer bereitstellen,

® den wissenschaftlichen Erkenntnisstand der Biirger zu erweitetn
und zu vertiefen,

® zur Schaffung und Bereitstellung bediirfnisgetechter innovativer
Guter- und Dienstleistungen beizutragen,

@ angepaflte Technologien fiir die Entwicklung der dritten und vier-
ten Welt bereitzustellen,

® wissenschafiliche Teilprogramme zu fordern, die iiberwiegend
zut Verbesserung der Eebensqualitiit beitragen sollen, wie Analy-
se, Prognose, Wirkungsforschung, Datenschutz und Datensiche-
tungstechniken, sowie neue, verbesserte Dienstleistungen fiir die
Biirger und menschengerechte Informartionstechnik fiir Biiro und
Verwaltung,
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Verkehrspolitik

Die Verkehrspolitik mufl das Mobilititsbediicfnis der Gesellschaft in
Ubereinstimmung mi: den wirtschafelichen und sonstigen Zielset-
zungen bringen. Das schiiefit einerscits eine unter Kosten-Nutzen-
Jberlegungen vorzunchmende Verbesserung und Modernisierung
des Bundesverkehrswegenetzes ein, andererscits den Ausbau des of.
fentlichen Nahverkehrsnetzes, um den Individualverkehr aus um-
welt- und energiepolitischen Griinden in Grenzen zu halten.

Agrarpolitik

Die Agrarpolitik muf} die sichere Versorgung der Bevolkerung mit
landwirtschaftlichen Produkeen garantieren: sie darf jedoch keinc
Anreize zur Uberproduktion erhalten. Jegliche direkte oder indirek-
te Zahlung aus éffentlichen Haushalismiteeln fiir die Vernichtung
von Nahrungsmitteln ist einzustelien.

Forderung des Wettbewerbs

Die sich selbst iiberlassene freie Wirtschaft neigt dazu, durch Preis-
absprachen, Kartellvereinbarungen und zunehmende Konzentra-
tion dem freien Wettbewerb auszuweichen. Die DAG forderr eine
Wettbewerbsgesetzgebung, die den freien Zugang zum Markr und
den freien Wettbewerb im Interesse der Konsumenten aller Stufen
gewdhrleister. Dazu ist erforderlich, daft das Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschrinkungen mir dem Ziel verbesserter Eingriffsmiglich-
keiten fiir alle Formen von Wettbewerbsbeeintrichtigungen und
Konzentrationsbestrebungen kontinuierlich forcentwickelt wird.

Insbesondere fordert die DAG:

® die Herabsetzung der Eingreifkriterien fiir die vorbeugende Fu-
sionskontrolle,

® dic Verbesserung des Instrumentariums zur Bekimpfung des
Miflbrauchs wirtschaftlicher Macht, wie z. B. Preismifibrauch, Be-
hinderungen und Disksiminicrungen,
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© die Erweiterung der Publizitdispflich,

© die Abschaffung der unverbindlichen Preisempfehlungen,

O die Beschrinkung von Kartellen und kartellihalichen Abspra-
chen auf Rationalisierungs- und Strukrurkrisenfille und

© dic Anhcbung des Bufigeldrahmens bei WertbewerbsverstoRen.

Wenn auf andere Weisc cin Machtmifibrauch nicht verhindert wer-
den kann, missen markebeherrschende Unternehmen. unter Be-
ricksichtigung der Artikel 14 und 15 des Grundgesetzes, in Ge-
meineigentum iibergefithrt werden.

In der Marktwirtschaft sollen Verbraucherentscheidungen eine wich-

tige Steuerungsfunktion ausiiben.

Vor diesem Hintergrund sind effizientere Regelungen zur Ver-

besserung des Schutzes und der Markcposition der Verbraucher not-

wendig. Verbraucherpolitische Aktivititen sind daher zu konzentrie-

ren auf:

® Mafinahmen zum Schutz der Gesundheit und Sicherheit des Ver-
brauchers,

® den weiteren Ausbau der Rechtsposition des Verbrauchers und
verschiedener allgemeiner Schurzvorschriften,

® die Konuolle iiber die Einhaltung von Verbraucherschutzbe-
summungen.

Finanz- und Steuerpolitik

Oberscer Grundsatz der Steuerpolitik muf} die Beriicksichtigung der
Belastbarkeit der Steuerpflichtigen sein.

Die Uberbelastung besteht:

® in ciner gravicrenden Umschichtung des Gesamisteueraufkom-
mens hin zu einem wachsenden Anteil direkeer Steuern gegen-
tiber einem sinkenden Anteil indirekter Steuern,

® in der stindig steigenden volkswirtschaftlichen Steuerquote,

® im Tarifsprung beim Ubergang von der Proportional- zur Progres-
sionszone,
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© in der zu steilen Steuerprogression innerhalb des Bereiches der
mittleren Einkommen und

@ in zu hohen Wegsteuerungseffekeen bei Sondeizahlungen, wie
Weihnachts- und Urlaubsgeldern.

Dic DAG fordert deshalb:

O die schrittweise Einfithrung eines durchgehenden Formeltarifs ber
der Einkommensteuer mit dem Endziel einer umtassenden Tarif-
reform,

O den Abbau der Grenzsteuerbelastung im unceren und mittleren
Bereich des Einkommensteuertarifes durch eine Minderung es
Progressionsgrades,

® die Anhebung der Grenzsteuerbelastung im oberen Einkom-
mensbeteich durch Anhebung des Spitzensteuersarzes bis auf 60
Prozent des zu versteuernden Jahreseinkommens iiber 175.000,—
DM fiir Nichtverheiratete und iiber 350.000,— DM fiir Verheira-
tete,

@ daf} Nichtverheiratete mit Kindern in der Besteuerung den ver-
heirareren mit Kindern gleichgestellt werden,

® die flexible Anpassung des Steuersystems an die Geldentwertung,
um inflationsbedingte Steuererhdhungen zu vermeiden,

8 die Vereinfachung des komplizierten und uniibersichtlichen
Steuersystems.

Die DAG fordert ferner, dafl die Ausnahmegenehmigungen bei der
Bestcuerung von Veriufierungsgewinnen eingeschrinkt werden. Die
Kriterien zur Genehmigung sind unter dem Gesichespunke der For-
derungswiirdigkeit einem strengen Mafistab zu unterwerfen.

Sceuerfluch, Steuerhinterziehung, Steuerriickstinde und Wirt-
schaftskeiminalitét schidigen die Volkswirtschaft in hohen Mafe.

Die DAG fordert deshalb:

® cine wesentlich witksamere Bekimpfung der extrem hohen Wirt-
schaftskriminalitit,

® cine Verbesserung der Steuerveranlagungs- und Erhebungstech-
niken sowie MaBnahmen zur Verringerung von Steuerritckstin-
den und Steuerliicken,
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© eine Stirkung des Justiz- und Fahndungsapparates durch bessere
personclle und organisatorische Ausstattung,

O eine Verschirfung des Strafrahmens und die Schaffung von Vor-
aussetzungen fitr eine cffektivere Strafverfolgung bei Wirtschafis-
kriminalitdt.

Schutz und Erhaltung der Umwelt

Die Natur und die Wohn- und Arbeitsumwelt bilden die Lebens-
und Wirtschaftsgrundlage des Menschen und beditrfen daher des
besonderen Schutzes.

Der Umweltschutz ist grundsitzlich Aufgabe des Staates. Er hat die
Rahmenbedingungen dafiir zu schaffen, gegebenenfalls auch Gebo-
te und Verbote zu erlassen, durch die die Qualitit der Umwelt erhal-
ten und verbessert wird.

Die Nurzung der Umwelt hat nach dem Grundsaiz zu erfolgen, dafl
Schiden und Beeintrichtigungen der Umweltqualitit vermieden
werden, zumal die Beseicigung von Umweltschiden, verglichen mit
der Strategie der Vorsorge, esheblich hohete volkswittschaftliche Ko-
sten entstchen Lifle.

Die durch die Sanierung und den vorbeugenden Schutz der Umwelt
entstehenden Kosten sind dem Verursacher umweltbelastender Ak-
uivitdten aufzuerlegen. Ergiinzt werden kann das Verursacherprinzip
durch das kommunale Entsorgungsprinzip, wenn die Umwelt-
schiden durch eine Mchrzah! privater Verbraucher und Nutzer ver-
ursacht werden und die Anwendung dieses Prinzips fiir die Beteilig-
ten wirschaftlicher ist.

Da dic Umwelt fiir die Produktion von Giitern und Dienstleistun-
gen cine unveszichtbare Hilfsquelle darstellt, ist es unerliflich, eine
Abwigung zwischen den wirtschaftlichen Notwendigkeiten und den
Umweltschutzerfordernissen zu finden.

36

Bodenrecht, Stadtebau und Wohnungswirtschaft

Angesichts des hohen ungedeckien Bedarfs der Bevolkerung an
Wohnraum zu tragbaren Preisen, insbesondere in Ballungsgebieten.,
kann der nicht beliebig vermehrbare Grund und Boden nicht marke-
wirtschaftlichen Gesetzen unterliegen.

Die Probleme der Raumordnung, der Stadtentwicklung und der
Wohnungswirtschaft kdnnen nur gelést werden, wenn das Boden-
recht grundlegend reformiert und das Baulandrecht verbessert wird.

Eine sinnvolle Grundstiickspolitik erfordert:

© die Einfuhrung eines erginzenden kommunalen Durchfithrungs-
gebotes im Baubereich, insbesondere die Verschirfuag des Bau-
gebots,

@ eine Abschopfung von Planungsgewinnen. die Einfihrung einer
Wertzuwachssteuer und eine verbesserte Bodenvorratspolitik der
Gemeinden und die Schaffung zusiitzlichen Baulands durch An-
derung des bestehenden Umlegungsrechrs,

® die Vermeidung der Zersiedelung der Landschaft. Baugenchmi-
gungen und staatliche Vergiinstigungen diirfen nicht zu woh-
nungspolituschen und stidtebaulichen Fehlentwicklungen fith-
ren. Erholungsgebiete sind allen Biirgern zuginglich zu machen.
Mit Bauland darf nicht spekuliert werden.

Die Wohnung ist die unentbehrliche Lebensgrundlage des einzel-
nen und der Familie. Sie bedarf deshalb eines besonderen Schutzes.

Das Hauptziel der Wohnungspolitik von Bund, Lindern und Ge-
meinden muf eine Versotgung der Bevélkerung mir angemessenerm
Wohnraum zu vertretbaren Mieten und Belastungen sein.

Die DAG fordert:

® Die Wohnungswirtschaft darf nicht dem freien Spiel der Krifte
einer reinen Wetthewerbswirtschaft iiberlassen werden. '

® Die Forderung des sozialen Wohnungsbaus mit 6ffentlichen Mit-
teln ist fortzufithren und auszubauen. Der direke geforderte
Wohnungsbau mufl sowohl Mietwohnungen als auch Wohnei-
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gentum umfassen, wobei der Firderung des sozialen Mietwoh-
nungsbaus, insbesondere in Ballungsgebieten, Prioritit einzuriu-
men ist.

© Die Wohnungsbestandspolitik muf§ auf die Ethaltung eines miet-
preisgiinsugen Wohnungsbestandes fur die Versorgung ein-
kommensschwicherer BevSlkerungskreise ausgerichtet sein.

© Die Rechesstellung des Mierers bei der Umwandlung der Miet-
wohnungen in Eigentum sowie bei der Durchfithrung umfangrei-
cher Modernisicrungsmafinahmen ist zu verbessern.

@ Die geseczlichen Vorschriften gegen den Mietwucher sind zu ver-
schirfen.
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GERECHTE VERTEILUNG
DES SOZIALPRODUKTS

Entwicklung des Sozialprodukts

Groflere wirtschaftliche Riickschlige sind in der Bundestepublik
Deutschland vermeidbar. Voraussetzung ist allerdings, daf dic 5ko-
nomisch netwendigen und richtigen Mainahmen zur rechten Zeit
gewoffen werden.

Es kann angenommen werden, dafl das Sozialproduke weiter wach-
sen wird. Allerdings ist nichc auszuschliefien, dafl dic Arbeitspro-
dukrivitdt starker steigt als das reale Sozialprodukt, Gleichzeitig wird
die Zahl der Erwerbspersonen :unchmen, obwohl miteelfristig mit
cinem Riickgang der Bevélkerung gerechnet werden muf.

Arbeitszeitverkiirzung

Eine der wichtigsten gesellschaftspolitischen Aufgabea ist die Siche-
rung der Arbeitspitze und die Wiederherstellung der Vollbeschifii-

vng.
;.g)ergtechnische Wardel, Rationalisierung und Produktivitisstcige-
rungen machen es moglich, dafl immer weniger Menschen immer
mehr Glter und Dienstleistungen produzicren. Der Bedarf an
menschlicher Arbeitsleistung mufl daher in einem angemessenen
chrh:'ilmis zum vorhandenen Arbeitskriftepotential gehalten wer-
en.

Arbritszeitverkiirzungen .+ d eir. Instrument zur Herstellung des
Gleichgewichts zwischen anugebotener und nachgefragter Arbeir.

Arbeitszeirverkiirzungen kinnen bestehen in:
Verlingetung der Schulzeit,
Reduzierung der wichentlichen Arbcitszeit,
Verlingerung des Urlaubs,
Freistellung fiir Bildungszwecke,
Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze.



Unabhiingig von der Verkitrzung der Lebensarbeitszeir wird sich die
DAG fiir cine stufenweise Verlingerung der Freizeit im Zusammen-
hang mit dem Wachstum des Sozialprodukts einscrzen.

Die DAG fordert:

© die stufenweise Verlingerung des Etholungsurlaubs mit dem Ziel
ciner zweimonatigen Urlaubszeit von zusammenhingend jeweils
mindestens vier Wochen je Kalenderjahr,

0 dic Einfithrung der 35-Stunden-Woche in allen Bereichea der
Wirtschaft und Verwaltung.

Dariiber hinaus setzt sie sich dafiir ein, daff der vorzeitige Ubergang
in den Ruhestand erleichtert wird, und zwar insbesondere dusch For-
men der gleitenden Arbeitszeitverkiirzung vor Eintritt in den Ruhe-
stand. Dabei ist sicherzustellen, dafl kein unvertrecbarer Einkom-
mensverlust eincritt. Formen der Arbeitszeitverkiirzung ohne Loh-
nausgleich, wie die Umwandlung von Vollzeitarbeitsplitzen in Teil-
zeitarbeitspliitze, z. B. Job-Sharing und kap-zititsorientierte varia-
ble Arbeitszeir, werden von der DAG abgelehnt.

Rationalisierung und Humanisierung

Die DAG vetkennt nicht die Notwendigkeit, die Moglichkeiten des
technischen Wandels zu nutzen. Der technische Fortschritt mufl je-
doch dem sozialen Fortschriu dienen.

Der technische Wandel vernichtet nicht nur Arbeitsplitze, er verin-
dert auch defgreifend die Arbeitsanforderungen und Arbeits-
bedingungen.

Der Mensch jedoch hat im Mittelpunke des wirtschaftlichen Ge-
schehens zu stehen. Technischer Fortschritt mufl humane Arbeits-
und Lebensbedingungen ermoglichen und sichern. Nicht der
Mensch hat sich der Technik anzupassen, sondern die Technik dem
Menschen.

Die Technisierung der Biiro-, Verwaltungs- und Verttiebsarbeit wird
sich beschleunigt fortsetzen und den Untetachmen die Moglichkeit
zu weitetet Rationalisierung geben. Der Einsatz moderner Techni-
ken, wie Mikroelektronik und Datenverarbeitungssystem, verindert
die Tatigkeit der Angestellten grundlegend und fithre zu Asbeits-
platzverlusten.

40

Die Folgen dieser Entwicklung sind dariiber hinaus

0 die Gefahr einer totalen Uberwachung des cinzelnen und cines
inhumanen Leistungsdrucks und

0 die Gefahr cines totalen Anpassungszwangs fir den Menschen an
die Technik.

Die DAG setzt sich deshalb fiir den Ausbau eines vorbeugenden Ra-
tionalisierungsschutzes durch Tarifvertriige cin und fordert dazu:

® Vereinbarungen aiber die Einrichtung von Mischarbeusplitzen.

@ Vereinbarungen zur Weiterbildung und Umschulung der Ange-
stellren, die von Rationalisierung oder Technisicrung bedroht
oder betroffen werden,

® Einfithrung einer Gehaltssicherung, die garantiert, dafl kein An-
gestellter bei rationalisierungsbedingten Anderungen seines Ar-
beitsplatzes herabgruppiert werden kann,

® Vereinbarungen zur Verbesserung des Kandigungsschuzes,

® Veseinbarungen von Abfindungsregelungen, die den Ubergang
in eine neue Berufstitigkeit ochne Hirten ermdglichen.

Rationalisierungsmafinahmen dirfen nicht ausschliefilich unter be-
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkien gesehen werden. Stirtker als
bisher sind ihre gesamiwirtschaftlichen Auswirkungen zu beriick-
sichtigen. Die Unternchmen sind an der Finanzierung der sozialen
Folgekosten von Rationalisictungsmafinahmen zu beteiligen.

Arbeitseinkommen und Arbeitsbewertung

Wichtigstes Instrument der primiren Einkommeasverteilung ist der
Tarifvertrag.

Die DAG bekennt sich zu einer branchenorientierten Tarifpolitik,
mit der die Leistungsfihigkeit der einzelnen Wirtichaftszweige hin-
reichend beriicksicheigt werden kann.

Tarifpolitisches Ziel der DAG ist, neben der stindigen Verbesserung
der Arbeitsbedingungen, eine angemesscne Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Sozialprodukt durch eine entsprechende Ethohung ihrer
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Arbenseinkommen. Die zunehmende, dusch den technischen Wan-
del bedingte Spezialisierung der Titigkeit erfordert Methoden der
Arbeitsbewertung, die der Forderung nach Humanisierung der Ar-
beit Rechnung tragen. Dabei wird die analytische Arbeitsplatzbe-
wertung von der DAG abgelehnt.

Im einzelnen fordert die DAG:

© Die Tarifpolitik muff titigkeitsbezogen und leistungsorientiert
sein.

© Die Aufgliederung der Angestelltentitigkeit in Gehaltsgruppen
und die Festlegung der Tarifgehilter miissen nach Mafigabe der
Arbeitsanforderungen erfolgen.

® Die Arbeitsanforderungen sind durch Tirigkeitsmerkmale so zu
beschreiben, dafl eine einwandfreie Eingruppierung erreicht wer-
den kann. Die Anzahl und die Abgrenzung der Gehaltsgruppen
milssen sich nach den speziellen Gegebenheiten in den Berufs-
gruppen richten.

@ Dic rarifliche Gehaltsdifferenzierung muff dem Grundsatz der
Aquivalenz von Einkommen und Leisturig enisprechen. Sie er-
fiillt nur dann ihren Zweck als Grundlage fiir eine leistungsge-
rechte Entlohnung, wenn jedes Tarifgehalt in einem angemesse-
nen und verstindlichen Verhiltnis zu den Tarifgehiltern fiir
gleichwerrige, hther- oder geringerwertige Tatigkeit steht.

® Die leistungsgerechte Entlohnung bedingt, daf zusitzlich zu den
allgemeinen Arbeitsanforderungen auch die persnliche Leistung
bewerter wird, Die Zahlung von Leistungsaulagen ist daher tarif-
vertraglich festaulegen.

Forderungen zur Héhe der Ausbildungsvergiitungen sollen sich dat-
an orientieren, daft Auszubildende unabhingig von Dritten leben
konnen. Die Ausbildungsvergiitungen miissen mit den Ausbil-
dungsjahren steigen. Sonderleistungen, wie Weihnachtsgtatifikatio-
nen, 13. und 14. Monatsgehalt und Utlaubsgeld, sind auch fiir Aus-
zubildende zu vereinbaren.

Nur mit einer Tatifpolitik, die unterschiedliche Térigkeiten und
Funkrionen hinreichend beriicksichtigt, ist eine echte Chance zum
solidarischen Handeln gegeben. Das schliefit cin, dafl die Tarifpoli-
tik neben der Leistungsorientierung auch Elemente der Bedarfs-
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orientierung enthilt. So kénnen Strukeusverbesserungen in cinem
Tanfgefiige durchaus eine unterschiedliche Anhebung von Tarifge-
hiltern zur Folge haben.

Beteiligung der Arbeitnehmer
am Produktivkapital

Die Ertrige der Unternchmen sind das Exgebnis des Zusammenwir-
kens von Arbeit und Kapital im Produktionsprozef. Ein Teil dieser
Ertriige dient der Finanzierung notwendiger Investitionea, von de-
nen das wirtschaftliche Wachstum sowie das Angebot und die Si-
chetheit von Arbeirsplitzen abhingen, und steht insoweit weder zur
Ausschitttung an die Arbeitnehmer noch an die Kapitaleigner zur
Verfiigung. Die aus nichtverceilten Ertriigen finanzierten Investitio-
nen bewirken einen stindigen Wertzuwachs des Produktivkapitals,
der ausschliefilich den Eigentiimern der Produkrionsmittel zufillt.
Dic Arbeitnehmer haben daran keinen Anceil. Die Folge ist eine au-
Berordentlich starke Konzentration des Produktivvermdgens in den
Hinden weniger.

Daraus folgt, daf an dem Teil des gemeinsamen Unternehmenset-
trages, der zur Finanzierung der Investitionen im Unternehmen vet-
bletbe, endlich auch die Arbeitnchmer beteiligt werden miissen. Sie
haben Anspruch darauf. Der gemeinsam erwirischaftere Wertzu-
;avachs darf nicht mehr, wie bisher, allein dem Kapitaleigner zufal-
en.

Die DAG fordert deshalb die Beteiligung der Arbeitnehmer am Zu-
wachs des Produkrivkapitals. Sie secze sich fiir den Abschiuf§ von Ta-
rifvertrigen ein und fordert dazu

@ dic Schaffung der erforderlichen Rahmenbedingungen durch den
Gesetzgeber, die alle Beteiligungsformen im Unternehmen sowic
auf iiberbetrieblicher Ebene ermdglichen, und steuerliche sowic
bewertungstechnische Hemmunisse beseitigen und

® die Unterstiztzung der Produkcivvermdgensbildung der Arbeit-
nchmer durch eine flankierende Forderung aus Mitteln der f-
fentlichen Hand.
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SOZIALE SICHERUNG

Gegliederte Sozialversicherung und
Selbstverwaltung

Das gegliederte System der sozialen Sicherung, sowohl in der Renten-,
der Kranken- als auch der Unfallversicherung in der Bundestrepublik
Deutschland, har sich bewihrt: Die Vergleichbarkeit der Triger der
verschiedenen Sozialversicherungszweige untereinander hat zu nie-
drigen Verwaleungskosten, guter Beratung und Betreuung der Vessi-
cherten sowie zu einer zeitgemiflen, lebensnahen und schnellen Lei-
stungserbningung gefiihrr.

Es gilt, das System der gegliederten Sozialversicherung im Interesse
der Vessicherten zu erhalten und weiter auszubauen. Dazu bedarf es
der Suirkung der Triger der Sozialversicherung und ihrer Selbstver-
waltung. Alle Bestrebungen, dic Autonomie der einzelnen Triger
und ihrer Selbstverwaltungsorgane zu beschrinken, sind zuriickzu-
weisen.

Die grofle Bedeutung unseres Systems der sozialen Sicherung fiir den
Lebensalltag macht eine Teilhabe der Versicherten an den Entschei-
dungsprozessen zwingend erfordeslich. Selbsthestimmung durch die
Selbstverwaltung in der Sozialvessicherung ist ein Teil der demokra-
tischen Verwirklichung des Sozialstaatsgebotes des Grundgesetzes.
Eingriffe staatlicher Stellen in die Rechte der Selbstverwaltung miis-
sen deswegen abgelehnt wetden.

Die Triger der Sozialversicherung ind wesentliche Mittler der Wah-
rung und Verbesserung det Lebensqualitit. Deswegen miissen die
Befugnisse ihrer Selbstverwaltungsorganc so gestaltet scin, dafl sie
die Bediifnisse des jeweiligen Vessichertenkreises ermitteln und
umsetzen kdnnen. Die sozialstaatlichen Aufgaben der Versiche-
rungsttiger miissen witkungsvoll, lebensnah und zeitgemifl durch-
gefithrt werden kénnen. Dazu ist es notwendig, die Selbstverwal-
tungsorgane in der Renten- und Krankenversicherung allein aus Ver-
tetern der Versicherten zu bilden.

<
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Dariiber hinaus missen die Selbstverwaltungsorgane der Sozualverst-
cherungstriger in die Lage versetze werden, im Rahmen des Gesetzes
das Leistungsangebot entsprechend der typischen Lebenssituation
des jeweiligen Versichertenkreises zu gestalten.

Grundlage der sozialen Sicherung ist das Versicherungsprinzip.
Dem entspricht, dafl Geldleistungen an den Versicherten entspre-
chend den Beitrfigen zu bemessen sind. Eigenverantwortliche Lei-
stungsgestaltung des jeweiligen Triigers und das Versicherungsprin-
zip schliessen einen allgemeinen Finanzausgleich aus.

Schutz der Gesundheit — Sicherung gegen
Krankheit

Ausbau der Vorsorge

Die Umwelt wirkt auf die Gesundheitssituation des Menschen eben-
so cin, wie sein individuelles Verhalten. In diesen beiden Bereichen
haben die Mafinahmen anzusetzen, um die allgemeine Forderung
nach einem umfassenden Wohlbefinden der Menschen und einer
besseren Lebensqualitit durchzusetzen.

Gesetzgeber, Verwaltung und  Wirtschaft  haben gesundheits-
schidigende Einfliisse, soweit irgend mdglich, auszuschlicflen oder
abzubauen.

Die Gesundheijtsgefihrdung in der Arbcitswelt ist durch einen ver-
besserten Arbeitsschutz zu verringern. Hier komme der Selbstverwal-
tung in der Unfallvessicherung eine mafigeblict> Aufgabe zu. Sie
mufl dic Moglichkeit haben, sowohl dadurch, dafl sie Notmen setzt,
als auch durch Aufklirung und Beratung wesentlichen Einfluff auf
die Gestaltung der Arbeitswelt zu nehmen.

Auch die Humanisierung der Arbeitswelt ist ein Teil gesund-
heitlicher Vorsorge. Die Einwirkungsmdglichkeiten der Betricbs-und
Personalrite sowie der Vertrauensminner der Schwerbehinderten
miissen in dieses Hinsicht durch Mithestimmungsrechte verstirkt
werden,
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Die Arbeitsmedizin bedarf sowohl in der Ausbildung der Mediziner
als auch in der Umsetzung der medizinischen Erkenntnis in die Pra-
xis einer verstirkeen Forderung. Es muf sichergeselle sein, daff das
Arztgeheimnis generell gewahrr bleibt und der Asbeitgeber ohne
Zustimmung des Bettoffenen keine Kenntnis vom Untersuchungser-
gebnis erhilr,

Dic Abgrenzung der Aufgaben der Krankenversicherung und der
Unfallversicheruag muf§ bei arbeitsplatz- oder berufsbedingten Er-
krankungen neu festgeschrieben werden, um — dem Verursacher-
prinzip entsprechend — eine Kostenverlagetung zu erreichen, die
auch zu gezielter Vorsorge im Arbeitsleben fiihre.

Arbeitnchmer miissen bei Minderung ihrer Leistungsfihigkeit einen
Rechesanspruch erhalten, auf Arbeitsplitze versetzr zu werden, die
sie, nach den Etkenntnissen der Arbeitsmedizin, auszufiillen verma-
gen.

Den gesundheitlichen Gefahren, die durch das individuelle Verhal-
ten des ecinzelnen enwstehen, ist durch eine umfangreiche
Aufklirungs- und Beratungstitigkeit von Staat wnd Krankenversi.
cherung zu begegnen.

Die Vorsorgemafinahmen in der Kranken- und in der Rentenver-
sicherung sind gezielt auszubauen. Ein Schwerpunkt mufl dic Besei-
tigung von Risikofaktoren sein. Dariiber hinaus sind gesicherte Er-
kenntnisse auf diesen Gebiet durch Forschungen zu sammeln, um
witksam VorsorgemaBnahmen treffen zu kéinnen.

Die Fritherkennungsuntersuchungen sind nach wissenschaftlich gesi-
cherten Erkenntnissen weiter zu verbessern. Alle geeigneten Einrich-
tungen sind an den Fritherkennungsmafinahmen zu beteiligen. Die
bisher geltenden Alersbeschrinkungen sind weiter abzubauen.

Rehabilitation

Alle gesundheitspolitischen Mafinahmen und viele Fortschritee der
Medizin bleiben Stiickwerk, wenn es nicht gelingr, die kurative Me-
dizin witksam durch eine umfassende Rehabilitation zu erginzen,
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Dabei kann Rehabititation niche auf die Wiederherstellung der Ar-
beitskeaft begrenzt werden, sic muff auf die weitestmogliche Wic-
derherstellung der Gesundheit des Menschen gericheet sein.

Rehabilitationsmafinahmen sind frithzeitig und umfassend nach ei-
nem Rehabilitationsplan, an dem Versicherungstriger, Arzte und
Patienten beteiligt sind, einzuleiten.

Alle Mafinahmen der medizinischen und beruflichen Rehabilitation
sind als Einheit zu sehen.

Wesentliche Voraussetzung fiir eine erfolgreiche Rehabilitation ist
ein nahtloser Ubergang der Leistungen. Das mache weitere Anstren-
gungen zur Verbesserung der Kooperation der Rehabilitationstriger
untereinander etforderlich.

Vessicherungstriger, die iiber Eintichtungen fiir medizinische Reha-
bilication verfiigen, sind zu verpflichten, im Rahmen ihrer Maglich-
keiten Rehabilitationsmafinahmen als Auftragsteistung anderer Tri-
ger durchzufithren,

Die Vielfalt der Rehabilitationstriger ist zu erhalten. Dic Finanzie-
rung der Rehabilitation nach dem Verursacherprinzip ist ein wis-
kungsvoller Anreiz fiir die Verbessetung der Vorsorge. Eine Eigenbe-
teiligung der Versicherten wird abgelehnt, ausgenommen sind Bade-
kuren.

Sozialidrzilicher Dienst

Der Vertrauensirztliche Dienst mufi zu einem Sozialirztlichen

Dienst umgewandelt und ausgebaut werden:

® Der Sozialirztliche Dienst soll den Versicherren und den behan-
delnden Arzten als Beratungsgremium zur Verfiigung stchen. Er
wird dariiber hinaus fiir alle Sozialversicherungstriger und fir die
Bundesanstalt fir Arbeit als Gurachter titig.

® Der bewihrte irzeliche Gutachterdienst der Bundesversicherungs-
anstalt fiir Angestellte soll fiir die Angesteflten dic Grundlage ei-
ncs solchen Dienstes sein.
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Ambulante rztliche Versorgung

Die fortschreitende Technisierung der Medizin bewirke zwangsliufig
Konzentrationen der drztlichen Versorgung. Dieser Konzentrations-
prozef darf jedoch nicht dazu fithren, dafi Menschen in akuren
Krankheistillen unzumutbar lange auf irzitiche Hilfe warten mils-
sen, daB sie in schwach besiedelten Gebieten mangelhaft versorgt
werden, und dafl ihnen die persénliche Zuwendung des behandeln-
den Arztes entzogen wird.

Wesentliche Voraussetzung fiir einen schnellen Heilungserfolg und
fiir eine gure Motivation zum gesundheitsbewufiten Verhalten ist
die Behandlung des Versicherten durch einen Arzt seines Vertrau-
ens. Deswegen ist die freie Arzewahl unverzichibarer Bestandteil
ambulanter drzdicher und zahnirztlicher Versorgung.

Aus Grinden der Kostensenkung in der Krankenversicherung sollen
zur verbesserten Ausnutzung der technischen Méoglichkeiten nieder-
gelassenen Arzten vermehst Chancen der Kooperation gegeben wer-
den, sei es in Form der Gemeinschafispraxis oder der Praxisgemein-
schaft.

Technische Kapazititen miissen vermehrt gemeinschaftlich genuczt
werden. In die hierzu erforderliche Planung ist auch das Kranken-
haus einzubeziehen. Ziel ist eine verbesserte Wirtschaftlichkeir bei
bestmdglicher Versorgung des Pacienten.

Die Krankenkassen haben die ambulante drztliche Versorgung durch
Vertrige mit freibervflich titigen niedergelassenen Arzten sicherzu-
stellen. Kollekeivvertrige werden angestrebt.

Die Vergiitung der im Regelfall als Sachleistung zu erbringenden
dgztlichen Leistung hat im Rahmen ecines Bewertungsmafistabes zu
erfolgen, der dem differenzierten Krankheitsgeschehen gerecht
wird. Pauschalierte Vergiitungsformen werden abgelehnt.

Aus humanen, aber auch aus wirtschaftlichen Griinden sollten Er-
krankte nach Msglichkeit in der hauslich gewohnten Umgebung
bleiben. Hierzu sind mehr Sozialstationen oder vergleichbare Ein-
ticheungen zu schaffen, die hiusliche Krankenpflege oder Haus-
haltshilfe fiir die Krankenversicherung sicherstellen konnen. Die
Krankenversicherung hat auch hier die Aufgabe, Hilfe zur Selbsthil-
fe zu unterstiitzen.
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Krankenhaus

Jeder Patient mufl im Krankenhaus so untergebracht und versorgt
werden, wie es Art und Schwere seiner Erkrankung erfordern.

Dazu st notwendig:

© cin abgestuftes Versorgungssystem, das sowoh! dic Vielfale der
Triger als auch eine biirgernahe Versorgung beriicksichtigt und
ciner vermehrten Wirtschaftlichkeit durch Spezialisierung Rech-
nung teagr,

O daB das Krankenhaus patientenotientiert organisiert wird. Das
heiflt, da Gbethohe Strukeuren, insbesondere im irztlichen
Dienst, verindert und den Anforderungen nach mehr Mensch-
lichkeit untergeordnet werden miissen,

® die Schaffung ausreichender Krankenhausplitze. A
Dic 6ffentliche Hand hat die Vorhaltekosten zu cragen. Die Kran-
kenhausplanung mufi, insbesondere wegen der Folgekosten, ein-
vernehmlich zwischen der 8ffendichen Hand und den Soziallei-
scungstrigern, insbesondere der Krankenversicherung, etfolgen,

® dafl die Benutzerkosten in Form von Pflegesiitzen von den Patien-
ten, beziehungsweise ihren Versicherungstriigern, getragen wer-

den.

Zu Verbesserung der Wirtschaftlichkeit sind die Pflegesitze zwi-
schen den Krankenhaustrigern und den Sozialleistungstrigern
auszuhandeln. Der Krankenhauspflegesatz darf nur dic Kosten
enthalten, die sich aus der Behandlung und Pflege des Kranken

ergeben.

Krankenversicherungsschutz

Jeder Angestellte und Arbeiter mufl gegen das Risiko der Krankheit
voll versichert sein. Ehepartner und Kinder ohae Einkommen sind
in der gesetzlichen Krankenversicherung mitversicherr. Die Versi-
cherung mufl eine Selbstbeteiligung an den Kosten der ambulanten
drztlichen Behandlung und ambulanten zahnirzilichen Behandlung
sowic an der stationdren Behandlung ausschlieflen.
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Die Mirtel fiir die Krankenversicherung werden durch Beicrige, die
von Angestellten und Arbeitern sowie ihren Arbeitgebern je zur
Hilfte zu zahlen sind, aufgebracht.

Dic Beitragsbemessungsgrenze — zugleich Versicherungspflicht-
grenze in der gesetzlichen Krankenversicherung — ist so festzuset-
zen, dafl sie einerseits im Krankheitsfall eine ausreichende Einkom-
menssichefung bietet und andererseits der hochste Beitrag immer
noch ein Aquivalent fiir die Leistungen der gesetzlichen Kranken-
versicherung darstellr.

Die Ausgaben der Krankennassen werden durch die irztlichen Ver-
ordnungen gesteuert. Die daraus erwachsende besondere Ver-
antwortung der Arzte mufl durch ein wirksames Prisfungsverfabren
hinsichtlich der Zweckméfligkeit und Wirtschaftlichkeit drztlichen
Handelns und drzdicher Verordnung unrerstiiezt werden, wobei fiir
den Versicherten Kostentransparenz geschaffen werden muf.

Um Einflufl auf die Preise aller verordneten Leistungen zu erhalten,
sind vertrapliche Vereinbarungen fiir alle Leistungsbereiche, also
auch fiir die Arznei-, Heil- und Hilfsmittel, vorzusehen.

Die Aufgaben der Krankenkassen sind von den Pflichten drs Staates
und anderer Sozialleistungstriger abzugrenzen. Der Schutz gegen
das Risiko der Krankheit mu8 — auch bei dem weiterhin eforderli-
chen Ausbau — auf Dauer finanzierbar bleiben; eine Selbstbeteili-
gung der Versicherten wird abgelehnt.

Sicherung im Alter

Die DAG fordert dic Beibehaltung der beitrags- und letstungs-
gerechten Lohnersatzfunktion der Reate. Die Rentenbemessung
mufl nach dem Bruttolohn bzw. -gehalt etfolgen; die Renten und
die verfligbaren Arbeitseinkommen der Erwerbstitigen miissen sich
dann gleichgewichtig entwickeln.

Die Auﬂ{xingung der Mittel fiir die zu beanspruchende Leistung ist

durch Beiuiige der Versicherten, Arbeitgeber und durch einen Bun-

ges‘z:scbuﬁ sicherzustellen, der versicherungsfremde Leistungen ab-
eckt.
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Dz, System der sozialen Sicherung fir das Aleer ist weiter auszubau-
en mit dem Ziel, dafl jeder Arbeitnehmer nach Beendigung seincs
Arbeitslebens einen Leistungsanspruch hat, der, je nach Zahl der
anrechnungsfihigen Versicherungsjahre und unter Beicksichugung
der persdnlichen und der allgemeinen Bemessungsgrundlage, die
Aufrechterhaltung seines Lebensstandards in angemessenr ™ ~-m er-
méglicht. Hierzu bedarf es der Erginzung des sozialer - iche-
rungssystems durch eine autonome betriebliche Alter . . ung.

Kindererzichungsjahre sind, soweit niche gleichzeitig Versicherungs-
pflicht besteht, als Beitragszeiten fiir die Rentenversicherung anzu-
rechnen. ie Finanzierung ist durch einen Bundeszuschuff zu ge-
wihrleisten. Pflegezeiten sind als Beitragszeiten in der Rentenversi-
cherung anzurechnen. Die Beitrige dafiir sind von der zu pflegen-
den Person zu zahlen. Ist sie dazu finanziell nicht in der Lage, sind
die Beitrige vom Leistungstriiger oder von der 6ffentlichen Hand zu

tibernehmen.

In Erweiterung des geltenden Rechts soll den Frauen grundsitzlich
gestattet werden, ihre nach der Rentenreform des Jahres 1957 wegen
Heirat erstatteten Beitragsanteile wieder einzuzahlen. Damir soilen
die Recht= aus der Rentenversicherung in vollem Umfang wieder

aufleben.

Flexible Altersgrenze

Die flexible Altersgrenze fiir den Bezug von Altersruhegeld in der
geserzlichen Rentenversicherung soll fiir alle Versicherten herabge-

serzt werden.

Dazu fordert die DAG:

® Die Versicherten sollen ab vollendetem 60. Lebensjahr — im Un-
tertagebergbau ab vollendetem 55. Lebensjahe — selbst entschei-
den konnen, ob und wann sie aus dem Erwerbsleben ausscheiden
und Alterstubegeld bezichen wollen.

® Versicherre, die nach vollendetem 60. Lebensjahe statt der bishe-
rigen Vollbeschilftigung cine Teilzeitbeschiftigung ausiiben wol-
len, erhalten die Differenz zwischen dem verminderten Teilzeit-
entgelt und dem fritheren vollen Gehalt aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung bis zum Hchs:satz thres Rentenanspruchs.
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@ Dic versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fur den Bezug des
Altersruhegeldes miissen in jedem Fall erfiillt sein.

© Dic bisherigen rechelichen Bestimmungen zum Bezug des Alters-
ruhegeldes ab vollendeten 65. Lebensjahr bleiben unberiihrt.

Erwerbsminderungsrente

Dic bisher geltenden Berufs- und Erwerbsunfihigkeits:ienten sind
durch eine Erwerbsminderungsrence abzul6sen, die dann zu gewih-
ren ist, wenn der Versicherte aus gesundheitlichen Griinden in sei-
ner Erwerbsfihigkeit gemindert ist und einen Einkommensverlust
hinnehmen muf, der mehr als 20 Prozent seines bisherigen tatsich-
lichen Entgehs betrigr.

Hinterbliebenenrente

Ausgehend vom Gebot der Gleichbehandlung von Witwen und
Witwern fordert die DAG:

@ Teilhabe des hinterbliebenen Ehegatten bei Invalidivic und Alter
an den Versicherungsanspriichen beider Ehegatten in Hohe von
70 Prozent,

® Garantic der eigenen Rentenanwartschaften in Hhe von 100 Pro-
zent.

® Wenn der Versicherungsfall der Invalidicic oder des Alters niche
vorliegg, ist an den hinterbliebenen Ehegatten eine Rente in Ho-
he von 70 v. H. der gesamten Rentenanwartschaften des verstos-
benen Ehegatten zu zahlen, sofern er Kinder unter 18 Jahren er-
zieht oder das 45. Lebensjahr erreicht hat.

Waisenrente
Die Rente fiir Vollwaisen soll 40 v. H. der Versichertenrente betra-

gen. Sie erhoht sich um den in der gesetzlichen Rentenversicherung
vorgesehenen Kinderzuschufl.

Dic Halbwaisenrente bleibt in der bisherigen Form und Héhe —
1/10 der Versichertenrente — erhalten.
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Pflege im Alter

Pflegebediirftige sind solange wie mglich in ihrer gewohnten Um-
gebung zu belassen.

Dic DAG fordert daher den Ausbau der Sozialstationen und der so-
zialen Dienste.

Die Beteiligung des Pflegebediirftigen an den Pflegekosten ist so zu
gestalten, daR eine menschenwitrdige Lebensfithrung erméglicht
wird. Ein angemessenes Teit seines Altcrseinkommens mufl thm ver-
bleiben.

Sicherung gegen Arbeitslosigkeit

Die DAG fordert die Verwicklichung des Grundrechts auf Arberr.
Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik muf es sein, die Beschiftigungs-
strukrur stindig zu verbessern und Arbeitslosigkeit zu verhindern.
Dazu muf das arbeitsmarkpolitische Instrumentarium der Bundes-
anstalt fiir Arbeit, entsprechend der Entwicklung der Arbeitsmarkt-
und Wirtschaftsstrukeuren, ausgebaut werden.

Die von der Bundesanstalt fiir Arbeit zu gewiihrenden Lohnersatzlei-
stungen sind so zu bemessen, daft im Falle von Arbeitslosigkeit der
soziale Abstieg des Betroffenen verhindert wird. Zumucbarkeitsre-
geln diicfen nicht dazu fithren, dafl minderbewertete Titigkeiten
ausgeiibt werden misssen. Insbesondere werden Regelungen abge-
lehnt, die infolge schrittweiser Dequalifizierung des Arbeieslosen
mit besonderem sozialpolitischen Ziindstoff verbunden sind.

Der Versicherungspflicht sind alle Angestellten und Arbeiter zu un-
tetwerfen.

Die gesetzliche Regelung der Beitragszahlung durch Arbeirnchmer
und Arbeitgeber muf} erginzt werden. Zur Finanzierung der arbeits-
marktpolitischen Aufgaben der Bundesanstalt fiir Arbeit nach dera
Arbeitforderungsgesetz ist anteilig von allen Erwerbstitigen, also
auch von den Beamten, Selbststindigen und fieiberuflich Titigen,
eine Arbeitsmarkrabgabe zu erheben.
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Ferner sind Arbeitgeber, die durch Einsatz neuer Technologien Ar-
beitsplirze vernichten, mit ciner an die Bundesanstalt fiir Arbeit zu
entrichtenden Zusatzabgabe zu belasten,

Familienpolitik

Die Familienpolitik mu von Partnerschaft sowohl in Eamilic wie
auch in Beruf und Gesellschaft ausgehen. Sie soll die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie fiir Manner und Frauen crméglichen. Die un-
terschiedlichen Anspriiche aller Familienmitglieder miissen beriick-
sichtigt werden.

Die Firderungsmafinahmen fiir die Familie miissen Chancengleich-
heit und Vereinbarkeit von Beruf und Familie fiir alle erméglichen,
fiir die Vollfamilie und die Teilfamilie, fiir grofie und kleine Fami-
lien. Der Staat mufl mit seiner Familienpolitik den eigenverantwort-
lichen Staatsbiirgern Hilfen bieten, wo sic erforderlich sind, Neben
der finanziellen Hrdesung miissen Sozial- und Bildungseinrichtun-
gen Lebenshilfe geben. Berticksichtigung miissen auch die besonde-
ren Probleme auslindischer Arbeitnehmer und ihrer Eamilien fin-
den.

Die DAG fordert:

® Familiengerechte Wohnungen miissen in auseichendem Matle
und zu erschwinglichen Preisen zur Verfligung stchen. In enger
Nachbarschaft sollen auch Wohnungen fiir alle Generationen, fiir
Alleinstehende und Familien errichter werden, Gemeinschafts-
einrichtungen {Kinderspielplitze, Spielwohnungen, Kommuni-
kationsméglichkeiten und soziale Einrichtunigen) zur Hilfe fiir die
Familicn miissen bedarfsgerechy geschaffen werden.

® Der steuerliche Eamilienlastenausgleich muff ausschlieflich éiber
das Kindergeld erfolgen. Das Kindergeld ist, cinkommensunab-
hiingig gestaffelr, nach der Zahl der Kinder, zu gewithren und zu
dynamisieren,

® Dic Einkommensgrenzen fiir die Gewihrung individueller Férde-
rungsmafinahmen sowie dic Hohe der Forderungsbetrige im indi-
viduellen und allgemeinen Familienlastenausgleich sind in regel-
mifigen Abstinden zu Uberpriifen.
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® Geeignete Kinderkrippen, -girten und -tagesstitien sind in aus-
reichender Anzahl zur Verfiigung zu stellen. Méglichkeiten zur
Vorschulerzichung fiir Kinder vom fiinfren Lebensjahr an sind zu
schaffen, Austeichende bedarfsorientierte Jugendeinrichtungen
miissen bereitgestellt werden.

Die DAG writt fiir den Ausbau des Mutterschutzes ein, Es mufl cr-

reicht werden, daf8 der erforderliche Schutz der Gesundheir der Miit-

ter und der Kinder nicht linger zur Diskriminierung der Frauen in

der Arbeitswelt fithrt; Unterbrechungen der Erwerbstitigkeit miis-

sen moglich sein.

@ Der Arbeitgeberzuschuff zum Murterschaftsgeld soll auf iiberbe-
trieblicher Basis geregelc werden.

® Nach Ablauf des Mutterschaftsurlaubs miissen Mutter oder Vater
die Mdglichkeit haben, zur Erzichung und Versorgung des Kin-
des bis zur Vollendung seines dritten Lebensjahtes einen
unbezahlten Elternurlaub in Anspruch zu nehmen.

® Ein gleichwertiger Arbeitsplatz muf} erhalten bleiben.

® Wihrend dieser Zeit ist eine Unterstiitzung aus 6ffentlichen Mit-
teln einem Elterneeil in angemessener Hohe zu zahlen, wenn al-
leinstehende Miitter oder Viter oder beide Elternreile aus wirt-
schafilichen Griinden sonst ihre Erwerbstitigkeit nicht unterbre-
chen konnen.

® Schwangerschaftsabbruch innerhalb der ersten drei Mc‘mase der
Schwangerschaft durch drztlichen Eingriff muB straffrei moglich
sein,
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ARBEITSRECHT

Individuelles und kollektives Arbeitsrecht

Zur Verwirklichung des Verfassungsauftrags, den sozialen Rechrs-
staat weiter auszubauen, bedarf es der kontinuierlichen Weiterent-
wicklung des Arbeitsrechts. Auerdem ist eine Zusammenfassung
des uniibersichelichen, in zahllose Gesetze und Verordnungen zcr-
splitterten Arbeitsreches unter Einbezichung der von der hochstrich-
terlichen Rechesprechung encwickelren Grundsitze erforderlich, um
zu erreichen, daf sich die Arbeitnehmer iiber ihre Rechte und
Pflichten im Arbeitsleben maglichst selbst informieren kénnen und
die Rechtsanwendung in der Praxis erleichtert wird.

Als ersten Schritt auf dem Weg zu cinem Arbeitsgesetzbuch fordert
die DAG deshalb ein Arbeitsverhiltnisgesetz mit im wesentlichen
folgenden Regelungsinhalten:

® Beschrinkung von Zeitarbeitsvertrigen durch Festlegung des
Grundsatzes, dafl der Arbeirsvertrag auf unbestimmee Zeit ge-
schlossen wird, nur sachliche Griinde den Abschluf} eines — aus-
nzhmsweise — befristeren Arbeitsvertrages und seine Dauer
rechefertigen kénnen, wobei das Vorliegen solcher Sachgriinde
vom Arbeitgeber zu beweisen ist, und Einfithrung des Schrifi-
formgebots fiir befristete Arbeitsvertrige,

® Beschriinkung der Arbcitnehmerhaftung auf vorsitzlich oder
grob fahrlissig verursachte Schiden mit der Ermichtigung an das
Asbeitsgericht zur Herabserzung der Haftungssumme bei grober
Eahclissigkeir bei Vorliegen einer unzumutbaren Harte fiir den
Arbeitnchmer,

® Einschrinkung von Vertragsstrafenabreden auf Vertragsbruch
und Verletzung einer Wettbewerbsabrede,

® Grundlegende Neuordnung des Rechts der Wettbewerbsabreden
fir die Zeit nach beendetem Arbeitsverhilnis mit den Schwer-
punkten enger Wirksamkeitsvoraussetzungen, konkreter Bestim-
mung des riumlichen Geltungsbereichs, der Gelrungsdauer sowie
der Art und des Umfangs der beschrinkten Tétigkeit, und der
Einflihrung einer 100prozentigen Entschidigungspflicht fiir die
Dauer des Wettbewerbsverbots,
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O Einfithrung des Schriftformgebots fiir Arbeirgeberkiindigungen
und Auflosungsvertrige,

O Einfihrung einer Unkiindbarkeit des Arbeitnehmers nach min-
destens 15jdhriger Dauer des Arbeitsveshilenisses in Verbindung
mit dem vollendeten 50. Lebensjahr,

0 Einbezichung der Arbeitnehmer in Kleinbetrieben in den all-
gemeinen Kiindigungsschutz,

© Verankerung des Anspruchs des gekiindigten Arbeitnehmers auf
Weiterbeschiftigung fiir die Dauer des Kiindigungsrechrsstreits,

O Einfilhrung von Abfindungszahlungen fur betriebsbedingre
Beendigungen von Arbeitsverhilinissen. Die Beweislast fitr die
Wahrung der sozialen Auswahl bei betriebsbedingrer Kiindigung
muf beim Arbeitgeber licgen.

Auflerdem fordert die DAG, dafl

@ die Arbeitnehmergruppen der Angestellten und der Arbeiter in
geltenden und kiinftigen Gesetzen ethalien werden,

® cin aktuelles Arbeitszeitgesetz geschaffen wird,

© das Tarifvertragsgesetz zur Legalisierung tariflicher Differenzie-
rungsklauseln gedindert wird.

Die DAG bekennt sich vorbehaltlos zur Tarifautonomie. Unbescha-
der dessen ist der Gesetzgeber aufgerufen, seinen cigenen Beitrag
zur Weiteremtwicklung des Arbeitsrechts zu leisten. Es geht niche
an, diese Aufgabe allein dem Bundesarbeitsgericht zu tiberlassen,
wie dies in der Vergangenheit vielfiltig und oft bewuflt geschehen
Ist.

Auszubildende diirfen nicht vom Streikrecht ausgeschlossen werden.

Reform des dffentlichen

Dienstrechts

Die voraussehbare Entwicklung der ¢ffentlichen Aufgaben zeige ei-
nen cindeutigen Trend von der Hohelts- zur Leistungsverwaltung.

Wissenschaft und Technik werden die Arbeicsabliufe gestaleen.
Menschliche Arbeitsleistung wird in immer stirkerem Mafle durch
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die Maschine ersetzt werden. Andererseits bleibt der menschlichen
Arbeitskeaft das schopferische Arbeiten vorbehalten. Dadurch ent-
stchen grundsitzlich neue Anforderungen an die Mitarbeiter. Die-
sen Anforderungen missen die Personalstrukeur und die Regelung
der Rechtsverhilinisse der Mitarbeiter des étfentlichen Dienstes ent-
sprechen.

© Unter der Voraussetzung, dafl Artikel 33 Absatz 4 des Grundge-
setzes in absehbarer Zen niche zu 4ndern ist, fordert die DAG,
daf8 der verfassungsmiflige Funktionsvorbehalt, aufgrund dessen
die Ausitbung hoheitsrechtlicher Befugnisse als stindige Aufgabe
in der Regel Beamten zu iibertragen ist, auf folgende Aufgaben-
bereiche eingegrenzt wird:

Sicherung des Staates und Schutz seiner Biirger,

unmittelbare und eigenverantwortliche Ausiibung rechtsstaat-
licher Gewalt (Eingriffsverwaltung),

Schliisselfunktionen in der unmirttelbaren und verantwortli-
chen Vorbereitung parlamentarischer Entscheidungen.

@ Alle anderen Arbeitsplitze, besonders in der Leistungsverwal-
tung, sind mit Angestellten zu besetzen, soweit es sich nicht um
Arbeitervitigkeiten handelt. Die Bezahlungssysteme sind auf der
Grundlage des Leistungsprinzips zu gestalten.

@ Allen Beschiftigungsgruppen ist der Aufstieg nach Ausbildung,
Befihigung und Lesstung zu exmdglichen. Die Aus- und Forebil-
dung ist nach einheitlichen Grundsitzen chancengleich zu gestal-
ten und auch berufshegleitend in Fach- und Fachhochschulen
einzurichten.

@ Alle Mitarbeiter des éffentlichen Dienstes mitssen Anspruch auf
eine Alterssicherung nach im wesentlichen gleichen Grundsitzen
haben. Ein rechrsstaatliches Ubergangsrecht mufl jedem derzeiti-
gen Beschiftigten den Besitzstand sichern.
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BILDUNGSPOLITIK UND
BILDUNGSARBEIT

In einer Geselischaft, die durch technischen und sozialen Wande)
geprigt ist, komme der Bildung grofie Bedeutung zu. Bildungspoli-
tik isc deshalb wesentlicher Bestandueil dec Gesellschaftspolitik. Eine
Hauptaufgabe von Bildung muf es sein, den Menschen auf seine
Aufgaben in der Gesellschaft und im Arbeitsleben vorzubereiten
und ithm dafiir notwendige Befihigungen zu vermitteln. Das Bil-
dungssystem ist unter dieser Zielsetzung weiterzuentwickeln.

Ziele gewerkschaftlicher Bildungspolitik und Bildungsarbeit sind:

@ dic Herstellung von Chancengleichheir durch Abbau von Bil-
dungsdiskriminierung,

® diec Demokratisierung des Bildungswesens,

® die Ausrichtung der Bildungsinhalte am Ziel der Solidaritir der
Arbeitnehmer,

® cin Bildungsangebot, das Neigung, Eignung und Leistungs-
vermigen des einzelnen beriicksichtigt,

® dic Menschen zu befihigen, Konflikte ohne Gewalt auf friedli-

chem Wege zu lgsen und partnerschaftlich und solidarisch han-
deln zu kénnen.

Weiterentwicklung des Bildungssystems

Zur Weiterentwicklung des Bildungssystems ist eine Reform der
Strukturen der allgemeinen und der beruflichen Aus- und Weiter-
bildung notwendig.

Die Erzichungs- und Betreuungseinrichtungen miissen ausgeweitet
werden, um mehr zu frdern als auszulesen. Dies gilt insbesondere
fur die Ganzragsschulen sowie fiir die Spiel-und Freizeitbetreuung.

Die Integration behinderter und austindischer Kinder und Jugendli-
cher in das allger "~bildende und berufliche Schulwesen muf voll-
zogen werden. So«.  reinrichtungen fiir behinderte Jugendliche ha-
ben nur dort ihre Berechrigung, wo Art und Schwere der Behinde-

39



rung cine Integration nicht zulassen. Auslindische Jugendliche sol-
len nur solange in Sonderklassen verbleiben, bis thre Kenntnis der
deutschen Spraci.c eine Teilnahme am Unterricht gemeinsam mit
deutschen Schiilern erlaube.

In Kindergirten, Kinderragesstdten und allen Schulbereichen ist
die Mitbestimmung der Eltern sowie auch fach- und altersgerechte
Mitbestimmung der Schitler sicherzustellen. Die Lehrer und Erzie-
her missen in ihrer pidagogischen Ausbildung darauf vorbereitet
werden.

Um eine einheitliche Reform des Bildungssystems (d. h. von schuli-
scher und betrieblicher Ausbildung sowie des Hachschulwesens) zu
erreichen, erhalt der Bund tiber die bisherigen finanziellen Einwir-
kungsmoglichkeiten hinaus eine Rahmenkompetenz.

Vorschule und Grundstufe

Die Vorschulen sollen als Angebotsschulen fiir Fiinfjihrige flichen-
deckend eingefithrt werden. Sie sollen angemessene soziale Verhal-
tensweisen, Artikulationsfihigkeit sowie Spiel- und Lernfreude an-
streben. Die Vermittlung von Schulwissen darf nicht Gegenstand
der Vorschule sein. Eine umfassende Aufklirung aller Eltern ist zu
gewiheleisten.

Von der Vorschule muf ein nahtloser Ubergang in die Grundstufe
gewihileistet sein.

Die von allen Schiilern gemeinsam zu durchlaufende Grundschule
soll im dreigliedrigen Schulsystem unter Einbeziehung der Orientie-
rungsstufe sechs Jahre besragen. Insbesondere in der Grundschule
solien auch musische und kreative Talente entwickelt werden.

Mittelstufe (Sekundarstufe I)

Die integrierte Gesamtschule ist als Regelschule einzufiihren. In ihr
erfolgr der Unterricht in einem variablen System, das neben einem
fur alle Schiiler verbindlichen Kernunterricht ein breites Angebot
leistungs-und eignungsabhingiger Kurse vorsieht.

[y

Die DAG fordert die Einfithrung cines zechnten Vollzeitschuljahres
im Rahmen der Sekundarstufe 1. In den letzten beiden Jahren sind
verstirke berufs- und arbeitsweltorientierende Inhalte zu vermitteln

Berufsausbildung und gymnasiale Oberstufe
{Sekundarstufe II)

Fir die Weiterentwicklung der Gesellschaft ist eine hohe Qualitit
der Berufsausbildung unerlifilich. Deshalb fordert diec DAG:

@ Die berufliche Erstausbildung beginnt mit einem schulischen Be-
rufsgrundbildungsjahr mit voller Anrechnung auf die Ausbil-
dungszeit. Daran schliefit sich cine berufliche Spezialisicrung an.

® Der Ausbau von Giber- und auflerbetrieblichen Ausbildungsstit-
ten ist verstirkr zu fordern. Sie sollen sowohl der beruflichen
Grundbildung als auch der Fachbildung dienen. Bei der Stand-
ortwahl sind regionale Bedingungen und die Nihe zu schulischen
Bildungseinrichtungen zu beriicksichtigen, die eine wechselsei-
tige Nutzung ermoglichen.

@ Durch die Berufsausbildung soll eine breitangelegte Qualifika-
tion erworben werden. Deshalb ist die bisherige Zahl von Ausbil-
dungsberufen durch sinnvolle Zusammenfassung verwandeer Be-
rufe zu verringern.

@ Der schulische Anteil der Berufsausbildung soll ausschlieilich
nach pidagogischen Gesichtspunkien festgelegt werden; dicses
kann bei cinzelnen Berufen eine erhebliche Ausweitung der Zaht
der Berufsschulstunden bedeuten.

® Dic marericlle und personelle Forderung der Berufsschulen muf
verstitkt werden.

® Dic Praxisnihe der Berufsschulen soll durch qualifizierte pidago-
gische Krifte mit Berufserfahrung, dic als Lehrer an den Schulen

eingesetzt werden, verstirke werden.

@ Ausbildungsbegleitende Lernziclkonuollen und Leistungsnach-
weise sollen an die Stelle einer einzigen Abschlufipritfung treten.

@ Dic Uberwachung der Qualitit der Ausbildung und dic Beratung
der Ausbilder und Auszubildenden muss regelmiissig und umfas-
send erfolgen; deshalb ist dic Zahl der Ausbildungsberater zu er-
hohen. Die Ausbildereignungspriifung ist verbindlich fiir alle mit
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der betrieblichen Ausbildung Beauftragten einzufithren. Die be-
wricblichen Ausbilder sollen pidagogisch und fachlich aus- und
weitergebildet werden.

© Eine enge Verbindung von schulischer und betrieblicher Ausbil-
dung ist durch die Schaffung einer Bundeskomperenz fiir beide
Bereiche sicherzustellen.

O Regelmiflige Betriebspraktika sind fiir die Lehrer an allgemeinbil-
denden und berufsbildenden Schulen wihrend der gesamten Zeit
der Berufstitigkeit einzurichren.

@ Dic EinfluBmoglichkeiten der Gewerkschaften auf die Berufs-
ausbildung sind wesendlich zu erweitern. Die Verantwortlichkeit
und Regelbefugnis der Berufsausbildung muf§ aus der Enuschei-
dungsgewalt der Kammern geldst und durch parititisch beserzre
Gremien ersetzt werden.

® Rir Berufe, fiir die Kenntnisse und Fertigkeiten besser voll-
zeitschulisch vermittelt werden kénnen, soll ein verstirkees Ange-
bot an berufsbildenden Schulen und aufierbetrieblichen Ausbil-
dungsstitten geschaffen werden, deren AbschluR dem aner-
kannten Berufsbildungsabschlufl gleichgestellt ist.

® Um einen Uberblick itber Ausbildungsplatzangebot und -nach-
frage zu bekommen, ist es notwendig, eine Meldepflicht fiir Aus-
bildungsplitze einzufithren.

Die DAG fordert die Integration von beruflicher und allgemeiner
Bildung. Solange dieses Ziel nicht esreicht ist,

®sind in den Bildungsgingen der gymnasialen Oberstufe berufs-
und atbeitsweltorientierte Inhalte zu vermitteln,

® sind doppelqualifizierende Abschliisse anzustreben,
@ ist cinc Studienfeldorientierung zu exmoglichen.

Hochschulen

Die Hochschulen haben neben Forschung und Lehre die Aufgabe,
die Studenten auf cin berufliches Tivigkeitsfeld vorzubereiten und
fiir Berufe auszubilden, in denen die Anwendung wissenschaftlicher
Kenntnisse und Methoeden oder die Fihigkeit zu kiinstlerischer Ge-
staltung erforderlich sind.
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Dic DAG fordert, dafl die Hochschulen als integrierte Gesamthoch-
schulen eingerichret werden. Dabei sind die bisherigen Universiti-
ten, pidagogischen Hochschulen, Fachhochschulen usw. zu regiona-
len Einheiten zusammenzufassen. Hierdurch soll eine bessere Aus-
nurzung des Lehrangebotes und der vorhandenen Kapazititen er-
reicht werden.

Um eine einheitiche Reform des Hochschulwesens zu erceichen. ist
es erforderlich, tiber die bisherigen finanziellen Einwirkungsmog-
lichkeiten und dic Rahmenkompetenz des Bundes hinaus cinc Ge-
samtkompetenz des Bundes in diesem Bereich zu schaffen.

Das Hochschulstudium muf in stirkerem Mafle praxisbezogen sein.
Das kann durch projektbezogene Lehr- und Lernformen und berufs-
praktische Studienabschnitte erreicht werden.

Die Zulassungsbeschrinkungen (numerus clausus) mitssen beseitigt
werden. Nur gemeinsame Anstrengungen finanzieller, organisatori-
scher und strukeureller Art kdnnen hier Abhilfe schaffen.

Eine Kooperation zwischen Hochschule und Gewerkschaft ist ebenso
anzustreben wie zwischen Hochschule, Gewerkschaft und Unterneh-
men.

Weiterbildung

Die DAG fordert ein Weiterbildungssystem, das

@ flexibel auf Verinderungen in den beruflichen Anforderungen
und auf die Ergebnisse politischer Entscheidungen reagicien
kann,

@ iiber dic Vermittlung akrueller und auf unmitelbare Anwen-
dung gerichtete Spezialkenntnisse hinaus auch immer Schliisscl-
qualifikationen beinhaltet, die ein darauf aufbaucndes Um- und
Weiterlernen ermoglichen,

® den Wiedereintritt in das Berufsleben und das Nachholen von
Qualifikationen erleichtert,

® das Ziel der Chancengleichheit weiter verfolge und durch Finan-
zierungsregelungen jedem cinzelnen cine Teilnahme an Weiter-
bildungsmafinahmen erméglicht,
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O cinc Garanue fiir den Erhalt des Arbeitsplatzes wihrend und
nach der Zeit der Wenterbildung beinhalter.

Dic Trigerschaft der Weiterbildung mufl pluralistisch strukeuriert

sein, wobei den gewerkschaftlichen Bildungseinrichtungen eine be-

sondere Aufgabe zukommt:

© Sie miissen Arbeitnehmer auch fiir politische und gesellschaftli-
che Aufgaben motivieren und befihigen.

@ Sie miissen ein Gegengewicht zu arbeitgeberorientierten Bil-
dungseinrichtungen bilden.

@ Sie miissen auch bei Vorgabe staatlicher Ordnungsmittel Akzente
im Hinblick auf ihren emanzipatorischen Bildungsauftrag setzen.

Die Bildungseinrichtungen der DAG erweitern das bestehende An-
gebot um arbeitnechmerbezogene Inhalte und leisten einen Beitrag
zum Ausgleich von Mingeln der Ausbildung und zu sozialem Han-
deln.

Die DAG fordert ein Weiterbildungsgesetz des Bundes, in dem ne-
ben der Finanzierung auch die Struktur eines bundeseinheitlichen
Qualifikationssystems geregelt ist und das vergleichbare Abschliisse
in der beruflichen Weiterbildung und Umschulung vorsieht. Der
Zugang zu den Hochschulen ist nach Abschlufl von beruflichen Wei-
terbildungsmafinahmen, besonders bei solchen der freien Triger, zu
ermoglichen.

Aufgaben des Staates in diesem Bereich sind:
® Ordnung und Regelung der Weiterbildung, -

® Uberwachung der Weiterbildungsstitten und der Eignung der
Lehrkrifte,

@ Entwicklung von Curricula fiir Bildungsginge in Zusammen-
arbeit mit den Trigern,

® Fordern.ig der Kooperation der anerkannten Triger.

Die Priifungskompetenz mufl bei den anerkannten Trigern der
Weiterbildung liegen.
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Die DAG fordert die Erhaltung und den Ausbau des Bibliotheks-
wesens als unabdingbaren Bestandteil der Weiterenewicklung des
Bildungssytems. Bibliotheken haben in der modernen Gesellschaft
die Aufgabe einer umfassenden Informations-Beschatfung, -Ei-
schliefung und -Bereitstellung. Sie sind fiir Aus-, Fort- und Weiter-
bildung, Studium und Wissenschaft unentbehrlich.

Freistellung fur Bildungszwecke

Durch cin Bundesgesetz muB allen Arbeitnehmern ein Anspruch

auf bezahlte Freiscellung von der Arbeit fiir allgemeine. berufliche

und politische Bildung gewihrleister werden, der drei Wochen pro
Jahr betrigt.

® Dic Arbeitnchmer sollen das Recht erhalten, fiir Bildungsmas-
nahmen bis zur Dauer von sechs Monaten die Anspriiche aus
mehreren Jahren anzusammeln.

@ In dem Gesetz ist vorzuschen, dafl die Arbeitgeber mindestens
25% ihrer Arbeitnehmer pro Jahr die Freistellung ~rméglichen;
sonst ist von ihnen eine fiir Zwecke des Bildungsurlaubs zu nut-
zende Ausgleichsabgabe zu erheben.

® Wissenschaftlich ritigen Arbeitnehmern ist alle fiinf Jahre die
Freistellung fiir ein Studiensemester zu gewihren.

Forschung, Finanzierung und Beratung

im Bildungssystem

Bildungsforschung

Die Bildungsforschung mufl die Bezichungen zwischen der Geseli-
schaft und dem Bildungssystem sowie Zielen, Inhalten und Formen
von Lehr- und Lernprozessen untersuchen.

Die bisher in den verschiedenen Institutionen unkoordinicre durch-
gefihrten Forschungsarbeiten sind zugunsten einer Bildungsfor-
schung aufzugeben, die
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8 alle mit Hilfe 6ffentlicher Mittel in der Bildungsiorschung titigen
Institutionen zur Kooperation und Koordination sowie zur Publi-
zitdt verpflic: tet,

® :;cpen einer systematischen Forschuag in allen Bildungsbereichen
auch Priorititen fiir besondess akute Problemfelder setzi, zum
Beispiel fir die Untersuchung kiinftiz s Arbeitsmarkiscrukiuren,
ihrer Bez'ehung zur Angebots- und Nachfragesituation sowie sich
daraus ergebender Ziele von Bildung,

® Grundiagen fiir eine sinnvolle Koordinierung von Bildungspla-
nung liefert.

Bildungsfinanzierung

Die Finanzierung des Schulwesens und des Hochschulwesens ist
Aufgabe des Staates. Soweit in der Sekundarstufe II, d. h. in der Be-
rufsbildung, Betriebe und freie Triger titig sind, sind deren Mafi-
nahmen aus — moglichst nach Branchen gegliederten — Fonds zu
finanzieren, wie das dhnlich die »Sachverstindigenkommission Ko-
sten und Finanzierung der beruflichen Bildunge vorgeschiagen hat.
Dadutch kénnen die finanziellen Lasten der Berufsbildung gerecht
verteilt und ihre notwendige Qualitit gesichert werden, Zahlungs-
pilichtig in diese Fonds sollen alle 6ffentlichen und privaten Arbeit-
geber sein. Die Inanspruchnahme von Leistungen aus dem Fonds
setzt cine Anerkennung der Letnotte voraus,

An den allgemeinbildenden und beruflichen Schulen ist die volle
Lehe- und Lernmittelfreiheit einzufiihren.

Fiir den Besuch aller Schultypen und Schulstufen mus ein Rechtsan-
spruch auf kostenlosen Schitlertransport geschaffen werden.

Die individuelle Forderung soll allen Menschen eine angemessene
Aus- und Weiterhildung etmglichen. Durch eine Rahmengesetz-
gebung des Bundes muf cine bedarfsgerechte institutionelle Finan-
zierung der pluralistisch gegliederien Weiterbildung in allen Bun-
deslindem geserzlich garantiert werden. Dabei ist eine Forderung
der Integration von allgemeiner und gesellschafilicher Bildung ange-
messen zu beriicksichtigen.
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In der Forderung der Weterbildung ist der Aspekr der vorbeugen-
den Arbeitsmarkepolitik durch berufliche Bildung zu beriicksichei-
gen.

Bildungsberatung

Bildungsberatung hat die Bediirfnisse der Menschen und der Gesell-
schaft zu beriicksichtigen. Bildungsberatung muf auf Buades-,
Landes- und regionaler Ebene organisiert wetden, dabei parteipoli-
tisch unabhingig und richtungsweisend sein, individuelle Eihigkei-
ten und Entwicklungsméglichkeiten erfassen und Fehlentscheidun-
gen verhindern.

Bildungsberatung ist von besonderer Bedeutung an Ubergingen im
Bildungssystem und vom Bildungssystem in das Beschiftigungs-
system. /ls Schullaufbahnberatung und Berufsberatung ist sie weit-
gehend auch Elternberatung.

Bildungsberatung setzt qualifiziertes Beratungspersonal und Koope-
ration zwischen Bildungs- und Beratungsinsvanzen voraus.

MEDIENPOLITIK

Verfassungsrecht und Gesetz ordnen in der Bundestepublik
Deutschland die Medien einem prinzipiel! staatsfreien Raum zu. In
thm stehen sich &ffentlich-rechelich verfafiter Rundfunk und privar-
wirtschaftlich organisiette Presse gegeniiber. Die DAG hilt an die-
sem Prinzip der Staatsfreiheit der Medien fest. Privare Rundfunk-
und Fernschansralten werden abgelehnt.

Presse

In ciner demokratischen Gesellschaft ist einc freie Presse sowohl ein
unverzichtbares Mitrel der Meinungsbildung wie auch cin Triger ge-
sellschaftlicher Kommunikation. Zur Erfiillung ihrer dffeatlichen
Aufgaben hat sie zu informieren, zu kommentieren und dadurch zu
kontrollieren.
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Nur méglichst viele selbstindige publizistische Einheiten kénnen
objektive Informationen, wirksame &ffentliche Kontrolle aller Ent-
scheidungen der staatlichen Organe und die notwendige Vielfalt der
Meinungen sichern.

Diese Vielfalt geht durch zunehmende Pressekonzentration verlo-
ren. Gleichzeitig wird der Druck auf die das Grundrechr der Presse-
freiheit ausiibenden Mitarbeiter in den Redaktionen stirker.

Die Presse- und Meinungsfreiheit hat Vorrang vor der Wirtschafts-
und Wetthewerbsfreiheir. Diese muss dort ihre Grenzen finden, wo
Pressefreiheit beeintrichtige wird.

Um zu gewihsleisten, dass die deutsche Presse weiterhin ihre &ffent-
liche Aufgabe im Rahmen der durch die Verfassung gegebenen
Rechte und Pflichten erfiillen kann, fordert die DAG:

® Dic Marktanteile von Presseunternchmen an Tages- oder Wo-
chenzel:ungen sind auf hbchstens 30 Prozent des Anteils eines
Unternehmens an der Gesamrauflagenhthe zu begrenzen.

® Die Verdage sind zur Offenlegung der Eigentumsverhiltnisse
durch entsprechende Angaben im Impressum verpflichtet.

@ Ein unabhiingiges, genossenschaftlich gefithrtes zentrales Ver-
triebssystem, das allen Verlagen alternativ zu bestehenden Ver-
triehsformen zur Verfiigung stehe, ist zu errichten.

® Die Umwandlung von Zeitungs- oder Zeitschrifrenverlagen in die
Rechtsform von Stiftungen und Genossenschaften ist steuerlich
zu erleichtern, um die Exisienz selbstindiger Presseotgane zu si-
chern und der Konzentration entgegenzuwirken.

® Die Ethaltung und den Ausbau der Regionalpresse.

Die inuere Pressefeiheit ist fir die Funkrionsfihigkeit cincs demo-

kratischen Pressewesens unverzichtbar. Sie bedarf eiries Gesetzes gue

Regelung

# des Einvernchmens zwische.. Verlegern und Redakteiren iiber
die Ausfiillung der policischen Grundrichtung einer Zeitung in
Form eines Redaktionsstaturs, das Bestandreil der Arbeitsvertrige
der Redakteure ist,
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@ der verbindlichen Abgrenzung der Kompetenzen zwischen Verle-
gern und Redakteuren und

® der Bildung von Redaktionstiten in Redaktionen mit mehr als
fiinf festangestellten Journalisten, die ein Mitbestimmungsrecht
bei der Einstellung und Entlassung des Chefredakreurs, ein Infor-
mationstecht bei jeder beabsichtigten Andesung der Unternch-
mensform sowie bei geplanten Zusammenschliissen haben und
deten Mitglieder fiir die Dauer threr Amtsausiibung Kindigungs-
schutz genieflen. i

Weitergehende Regelungen der innerredakrionellen Mitbestim-
mung durch Tarifvertrag sind moglich.

Rundfunk

Die DAG setzt sich fiir den Fortbestand und den Ausbau des
offentlich-rechtlichen Rundfunks ein. Der verfassungsgemifie Zu-
stand des Rundfunks muf sichergestellt und auf dieser Grundlage
miissen sachgerechte Reformen demokratisch durchgesetzt werden.

Dazu fordert die DAG:

@ dic Garantie dafiir, daf auch zukiinftig der Rundfunk weder dem
Staat noch einer gesellschaftlichen Gruppe allein iiberlassen
bleibt,

® dic Demokratisierung der inneren Strukturen der Anstalten,

® dic Efiillung des Programmauftrages auf der Grundlage der frei-
en Meinungshildung, der Wahrung von Chancengleichheiten fisr
alle gesellschaftlich relevanten Gruppen, der Forderung von Bil-
dungsmoglichkeiten und der Achtung von Mindecheiten.

Die Unabhingigkeit des 6ffentlich-rechelichen Rundfunks verfangt
seine Finanzierung tibet Gebithren, die von einer unabhingigen
Kommission festgesetzt werden.

Im Rahmen der Grundsitze des Progran mauftrages haben Horfunk
und Fernsehen zu informieren, zu koramentieren;-zu, uncethalten
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Um die Beteiligungsrechte der in den Rundfunkanstalten Beschif-
tiglen angemessen zu verwitklichen, sind Sonderregelungen zu
schaffen, die strukuwrelle, wirtschaftliche, personelle und soziale
Entscheidungen der Mitbestimmung unterwerfen und die verschie-
denen Beschiftigtengruppen entsprechend beriicksichtigen.

Alle Leitungsfunkrionen (Intendanten, Direktoren, Hauptabtei-
lungs- und Hauptredakeionsleiter) sollen nur auf Zeit und niche auf
Lebenszeit vergeben werden.

Neue Telekommunikationssysteme

Die neuen Telekommunikationssysteme werden in absehbarer Zeit
die gesellschafiliche Infrastruktur und die Arbeitsbedingungen nicht
nur der Bundestepublik Deutschland, sondern aller Staaten dieser
Erde zunchmend beeinflussen. Aufgabe der Patfamente und Regie-
tungen sowie der politisch verantwortlichen Verbinde und Gruppie-
rungen auf kultur- und medienpolitischem Gebiet wird es sein, die-
sen Entwicklungsprozef unter Kontrolle zu halten.

Deshalb diitfen auch Pilotprojekre zur Erprobung neuer Systeme der
Breitband-Kabel-Kommunikation, zum Beispiel Kabelfernsehen,
und anderer elektronischer Informationsiibermittler, zum Beispiel
Bildschirmzeitung, nur dutchgefithrt werden, wenn

® ihr Versuchscharakter und ecine eventuelle Riicknahmem®églich-
keit,

@ dic 6ffentlich-rechtliche Kontroile und Auswertung unter Beteili-
gung der gesellschaftlich relevanten Gruppen und

® eine unabhingige Begleitforschung der Auswitkungen des ver-
mehrten Progtammangebotes

gewihleistet sind.
Pilotprojekte wie auch dic zukiinftige Einfithrung und Organisation

neuer Telekommunikationssysteme werden sich aus der Sicht der
DA% an folgenden politischen Zielen orientieren miissen:

— Erthéhung der Informations. und Meinungsviclfalt,
— Aufrechterhaltung der publizistischen sGewaltenteilunge,
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— Erweiterung des Bilauags- und Kulturangebotes,
— Forderung des regionalen und lokalen Informationsaustausches,

— Forderung kommunikationsbenachteiligter Gruppen, zum Bei-
spiel Schichtarbeitnehmer, Behinderte usw.

Eine Finanzierung von Pilotprojekten und Feldversuchen aus der Er-
héhung von Run-dfunkgebiihren lehnt die DAG ab.

Kabel- oder Satellitenfernsehen ist nur ein Abfallproduke aus
Verkabelungs- oder Sarelliteneinsatz, das der Erschliessung neuer
Mirkee dienen soll.

Wer sich durch die Medien Videotext, Bildschirmtext, Bildschirm-
zeitung, Teletext, Riickkanaldienst, Bildtelefont, Teletex u. a. neue
Marktchancen erhofft, soll sich durch Systemteilnahmegebiihren an
den Investitionskosten fiir die Verkabelung oder fiir Satellicen betci-
ligen, die von der Bundespost zunichst vorgestreckt werden.

Kommunikationspolitik muff Kommunikationswissenschaft und
Kommunikationspidagogik fordern und mit einbeziehen.

Vordringliche Aufgaben der Parlamente, Regierungen sowic aller
gesellschaftlich relevanten Gruppen muf bei Einfithrung der neucn
Telekommunikationssysteme die Sicherung der Arbeitsplitze sowie
die Fortentwicklung einer humanen Arbeitswelt scin.

INTERNATIONALE
POLITIK

Europapolitik

Die DAG bekennc sich zur politischen Einheit Europas, die eine
wichtige Voraussctzung fiir die kiinfrige wirtschaftliche und soziale
Emtwicklung der Bundesrepublik Deutschland ist. Die Europiische
Gemeinschaft ist deshalb zu einer politischen Einheit auszubauen.
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Als erster Schritt zur Erreichung dieses Zicles fordert die DAG, daf§
dic fres gewdhlien Miglieder des Europiischen Parlaments mit di-
rekten Kontroll- und Eatscheidungsbefugnissen ausgestatter wer-

dea.

Auferdem sind erforderlich:

O Abbau der regionalen Gefilic und Bekimpfung der Strukturpro-
bleme — zum Beispiel in der Stahl- und Textilindustrie, im
Schiffbau — und der Beschiftigungsprobleme durch koordinier-
ten Mitteleinsatz und Forderung der Technologieforschung sowie
der Berufsbildung,

© gemeinsame Schritte zur Energie- und Rohstoffsicherung unter
Berticksichtigung der wirtschaftlichen Interessen der Entwick-
lungslinder,

® Reform der Agrarpolitik mit dem Ziel eines Abbaus der Uber-
schuiproduktion durch Schaffung eines Systems der direkten Ein-
kommenssicherung sowie die schrittweise Offnung fiir Produktio-
nen der Dritten Welt,

® Schuez und Forderung des Wettbewerbs durch weitere Harmoni-
sierung von Verhaltensmafistiben fisr multinacionale Unterneh-
men, eine vorbeugende europiische Fusionskontrolle und Forde-
rung der Klein- und Mittelbetriebe.

Die wirtschaftliche Angleichung mufi ihre Entsprechung im sozialen
Bereich finden.

Deshalb fordert die DAG:

® daf bei den Harmonisierungsmafinahmen — wie zum Beispiel
.der Vereinheitlichung des Gesellschaftsrechts und der Ausgestal-
tung des Umwelt- und Verbraucherschutzes — die Interessen der
Arbeitnehmer besondere Beriicksichtigung finden,

® cinc ausreichende Risikoabsicherung der Atbeitnehmer gegen
Krankheit, Invaliditit, Arbeitslosigkeit usw. und

® suirkere gewerkschaftliche Mitwitkungstechte in den europii-
schen Gremien,
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Nord-Siid-Konflikt

Dic DAG bekennrt sich zur politischen und ékonomischen Ver-
pflichrung der Bundesrepublik Deutschland, zur Verbesseruag der
Lebensverhiilenisse der Bevilkerung in den Entwicklungstindern
beizutragen.

Vor dem Hintergrund einer zunehmenden gegenseitigen Abhiingig-
keit zwischen den Industtie- und Entwicklungslindern ist die Ls-
sung nationaler Wirtschaftsprobleme der Industriestaaten ohne Be-
riicksichtigung der Interessen der Entwicklungsiinder undenkbar.

Die DAG spricht sich grundsitzlich fiir den freien Welthandel aus,
weil nur dadurch langfristig Arbeitsplitze und A'= internationale
Wettbewerbsfihigkeit der in starkem MaBe vor 4-.  “andel ab-
hingigen deutschen Wirtschaft gesichert werdes  .unen. Die
Markichancen fiir Produkte aus Entwicklungstindern sind zu verbes-
sern.

Dic Entwicklungshilfe mufl sich nach dem Prinzip der Hilfe zur
Selbsthilfe an den Bediirfnissen der Bevilkerung der Encwick-
lungsldnder orientieren.

Internationale Gewerkschaftsarbeit

Grundlagen fiir Fortschrite und Sicherheit in allen Teilen der Welt
sind die Achtung des Selbstbestimmungsteches der Vélker und das
Zusammenwitken aller S+aaten, unabhingig von ihrer Gesellschafts-
ordnung.

Diesen Grundsitzen entsprechend arbeiter die DAG freundschaft-
lich und solidarisch mit allen freien und unabhiingigen demokrati-
schen Angestellien-Gewetkschaften im Internationalen Bund der
Privatangestellten zusammen. Sie bekennt sich zu den Zielen dieser
freien internationalen Gewerkschaftsorganisation:

® Mitarbeit an allen Bestrebungen zum Zusammenschiuf der V&1-
ket in Freibeit und Gleichheit zur gemcinsamen Nutzung der
Hilfsquellen der Welc und zum Wohle der Allgemeinheit.
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© Forderung der internationalen Solidaritiit freier Gewerkschaften
der Angestellten ohne Unterschied der Nationalitir, der Rasse
oder des Glaubens.

® Bekimpfung wirtschaftlicher und sozialer Ausbeutung; Ableh-
nung jeder Rassendiskriminierung; Verteidigung und Forderung
der sozialen, wirtschaftlichen, rechtlichen und kulturellen Inter-
essen der Angestellten im internationalen Bereich und die Vertre-
tung ihrer Interessen bei allen in Betrachc kommenden interna-
tionalen Kérperschaften.

Die DAG verurteilr in invernationaler Solidaritit alle Verstésse ge-
gen die allgemeinen Menschenrechte, wie sie in der Erklirung der
Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1948 festgelegr sind.

Sic strebt die unmittelbare Mitgliedschaft im Internationalen Bund
freier Gewerkschafien, im Europiischen Gewerkschaftsbund und
auflerdem in den internationalen Berufssekretariaten an, die der
Mitgliederstruktur der DAG entsprechen.

Die DAG tritt fiir die Verstindigung zwischen den Vélkern in Ost
und West ein und mifit in diesem Zusammenhang dem Informa-
tionsaustausch und der Begegnung der Menschen, vor allem der Ju-
gend, besondere Bedeutung zu.

Die DAG unterstiitzt in Zusammenarbeit mit dem Internationalen
Bund der Privatangestellten den Aufbau freier, demokratischer und
unabhingiger Gewetkschaften in allen Staaten der Welk.

DIE ANGESTELLTEN UND IHRE
GEWERKSCHAFT

Angestelite und Arbeiter bediirfen einer wirksamen gewerkschaft-
lichen Interessenvertretung. Sie mufl sowohl die beruflichen als auch
die betriebs- und unternchmenswirtschaftlichen und die branchen-
bezogenen Aspekte beriicksichtigen. Die {iberkommenen Organisa-
tionsformen des Industrieverbandes und des Berufsverbandes ent-
sprechen nicht den Etfordernissen der modernen Arbeiteelt.
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Angestellte und Arbeiter haben gemeinsame Interessen. Sie sind ab-
hingig Beschiftigte, die ihre Arbeirskraft auf dem Arbeirsmarke an-
bicten milssen. Aus der Titigkeir, die sie ausiiben, aus ihren Funk-
tionen und Aufgaben erwachsen aber auch spezifische Interessen,
die von den Arbeitnehmergruppen selbst wahrzunehmen und zu
vertreten sind.

Die Angestellten berufen sich dabei auf das von den Gewerkschaften
erkimptte Grundrecht der Koalitionsfreiheit, das nach dem Grund-
geserz fir jedermann und fiir alle Berufe gewihrleistet ist. Sic haben
sich mic der DAG eine Einheitsgewerkschaft geschaffen, deren Or-
ganisationsform den Erfordernissen einer optimalen gewerkschaftli-
chen Intetessensvertretung gerecht wird, weil sie nach Berufs- und
Wirtschaftsbeteichen gegliedert ist.

Dic DAG bekennt sich zur Solidaricit aller Arbeitnehmer und ihrer
Gewerkschaften. Solidaritit heifit: gemeinsa. .~s Handeln aufgrund
gemeinsamer Interessen bei gegenseitiger Anerkennung der beson-
deren Interessen der Arbeitnehmergruppen.

Die DAG bekennt sich zum Prinzip der parteipolitisch und konfes-
sionell unabhéngigen Einheitsgewerkschaft, Die Griindung der Ein-
heitsgewerkschaften nach 1945 war auch fiir die Angestellien die
ner vendige Konsequenz aus den Lehren der Weimarer Republik
und der Zerschlagung der freien Gewerkschaften durch die Natio-
nalsozialisten. Mit dem Zusammenschlufl der Angestelliengewerk-
schaften zur DAG in den Jahren 1945 bis 1949 wurde die frithere
Spaltung  der gewerkschaftlichen Angestelltenbewegung  in
Richtungs- und Berufsgewerkschaften endgiiltig iberwunden.

Die DAG ist : ; Spitzenorganisation und Einheitsgewetkschafr der
Angestellten anerkannt. Die Stirkung und Verteidigung diese  .in-
heitsgewerkschaft ist eine stindige Aufgabe, der sich die Mitpieder
der DAG verpflicheer fithlen.



	Inhalt
	Vorwort
	Präambel
	Demokratie und Mitbestimmung
	Anpassung der Wirtschaft an die Gesellschaft
	Gerechte Verteilung des Sozialprodukts
	Soziale Sicherung
	Arbeitsrecht
	Bildungspolitik und Bildungsarbeit
	Medienpolitik
	Internationale Politik
	Die Angestellten und ihre Gewerkschaft

